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Ubersicht iiber die Férderung

Modernisierung von
Mietwohnungen
und Erweiterung

von Wohnflachen

Modernisierung von Mietwohnungen

B
1. Forderweg
(separate Forderrichtlinie)

Cc
2. Forderweg

Was ist das Ziel
der Forderung?

Ausstattungsverbesserungen, umfassende Modernisierungen
und Erweiterung von Wohnflachen in Mietwohngebauden,
deren Baugenehmigung alter ist als 20 Jahre

Wie wird gefordert?

Forderung durch laufende Zuschiisse
in Hohe von 50 % auf die maximal

Forderung durch laufende Zuschiisse
in Hohe von 40 % auf die maximal

zzgl. laufender Zuschuss

zzgl. optionale Einmalzuschusse

Option 1: forderfahigen anerkannten forderfahigen anerkannten
Forderung als Modernisierungskosten ber Modernisierungskosten Gber
Zuschuss 10 Jahre 10 Jahre
Férderung durch Foérderung durch
Option 2: zinsvergunstigtes Darlehen zinsvergunstigtes Darlehen
Forderung als 1 % Zins / 2 % Tilgung 1% Zins / 2 % Tilgung
Darlehen zzgl. ersparter Zinsen zzg|. ersparter Zinsen

zzgl. optionale Einmalzuschiisse

Welche Bindungen
entstehen?

Mietpreisbindung 7,15 €/m? Wil.
und Belegungsbindung
Laufzeit 10 oder 20 Jahre

Mietpreisbindung 9,20 €/m? WHl.
und Belegungsbindung
Laufzeit 10 oder 20 Jahre
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1. Was ist das Ziel der Forderung?

Gefordert werden Ausstattungsverbesserungen, umfassende Modernisierungen sowie Dachge-
schossausbauten und Aufstockungen von Mietwohnungen in Mietwohngebduden mit mindestens
3 Wohneinheiten, deren Baugenehmigung alter ist als 20 Jahre.

Die mit wesentlichem Bauaufwand verbundenen Anderungen und Erweiterungen von Geb&uden
kénnen alternativ nach der Richtlinie ,Neubau von Mietwohnungen 1. Férderweg” geférdert wer-
den. Die mit wesentlichem Bauaufwand verbundenen Erweiterungen von Gebauden kdnnen auch
nach der Richtlinie ,Neubau von Mietwohnungen 2. Férderweg® geférdert werden.

2. Wer kann Antrage stellen?

Antrage kénnen von der Eigentimerin oder vom Eigentimer sowie von den Erbbauberechtigten
gestellt werden.

Nicht geférdert werden

= Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Nr. 18 Verordnung (EU) Nr. 651/2014
der Kommission vom 17.07.2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Europaischen Union (EU-ABI. L 187/1 vom 26.06.2014) in der Fassung der
Verordnung (EU) 2017/1084 vom 14.06.2017 (EU-ABI. L 156/1 vom 20.06.2017 — nachfol-
gend: AGVO),

= Unternehmen, die einer Rickforderungsanordnung aufgrund eines friheren Beschlusses der
Kommission zur Feststellung der Unzulassigkeit einer von demselben Mitgliedstaat gewahr-
ten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind.

= Von der Férderung ausgeschlossen sind Unternehmen bzw. Sektoren in den Fallen des Artikel
1 Abs. 2 bis 5 AGVO.

3. Welche MaBRnahmen werden wie gefordert?

Die Férderung ist modular aufgebaut: Es gibt verpflichtende Grundmodule, von denen mindestens
ein Grundmodul umgesetzt werden muss. Grundmodule kénnen miteinander kombiniert und durch
verschiedene, frei wahlbare Erganzungsmodule erganzt werden.

Grundmodule umfassen die ModernisierungsmalRnahmen

m  Ausstattungsverbesserung — Ausstattungsverbessernde MalRnahmen in den Wohnungen
m  Dachgeschossausbau und Aufstockung

= Barrierefreier Umbau

m  Barrierereduzierter Umbau

m  Aufzugsfdérderung

Ergénzungsmodule sind
m  Energetische Modernisierung

m  Barrierefreier Umbau in Kombination mit dem Grundmodul Ausstattungsverbesserung oder
Dachgeschossausbau und Aufstockung

m  Barrierereduzierter Umbau in Kombination mit dem Grundmodul Ausstattungsverbesserung
oder Dachgeschossausbau und Aufstockung
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= Nachhaltige Dammstoffe

= Holzbau

m  Innenddmmung schutzenswerter Fassaden

m  Backsteinférderung nur in Kombination mit energetischer Modernisierung
m  Ladestationen fur E-Autos

= Vorbereitung auf Ambient-Assisted-Living (AAL)

Die Beschreibung der Malnahmen und Anforderungen erfolgt unter Punkt 3.1 ff.
Die Forderung kann wahlweise beantragt werden.

Option 1: als laufender Zuschuss mit einer Mietpreis- und Belegungsbindung Uber einen Zeitraum
von 10 Jahren wahlweise als Miet- oder Baukostenzuschuss, oder

Option 2: fir das Grundmodul Ausstattungsverbesserung und/oder Dachgeschossausbau und
Aufstockung als zinsverglinstigtes Darlehen Uber einen Zeitraum von 10 Jahren oder 20 Jahren
mit jeweils entsprechender Mietpreis- und Belegungsbindung, kombinierbar mit Einmalzuschis-
sen fir optional wahlbare Erganzungsmodule.

Die technischen Anforderungen, der Umfang und das Verfahren zu den jeweiligen Modulen wer-
den im Anhang erlautert.

3.1 Grundmodule
Option 1: Die Grundmodule werden durch laufende Zuschisse in Héhe von 40 % der maximal
forderfahigen anerkannten Modernisierungskosten gefordert.

Option 2: Die Grundmodule Ausstattungsverbesserung und/oder Dachgeschossausbau und Auf-
stockung werden durch ein zinsverginstigtes Darlehen gefordert. Die Forderung der weiteren,
optional wahlbaren Grundmodule erfolgt als Einmalzuschuss in Hohe von 40 % der maximal for-
derfahigen anerkannten Modernisierungskosten.

Die Forderhohen sind der Tabelle 3.4 zu entnehmen.

Sofern keine energetische Modernisierung gefordert wird, ist Férdervoraussetzung ein Endener-
giebedarf < 120 kWh/m?a. Der Endenergiebedarf ist durch Vorlage des Energieausweises (Ver-
brauchs- oder Bedarfsausweis) spatestens bei Fertigstellung nachzuweisen.

3.1.1 Ausstattungsverbesserungen

Reine Ausstattungsverbesserungen, mit denen die Wohnbedingungen verbessert werden, werden
gemal 3.1 Option 1 oder Option 2 gefordert.

Die maximal férderfahigen Kosten bei Option 1 und die maximale Hohe des Darlehens bei Op-
tion 2 je m? Wohnflache der modernisierten Wohneinheiten und Gemeinschaftsflachen sind der
Tabelle 3.4 zu entnehmen.

In mindestens 51 % der Wohnungen eines Objekts muss mindestens eine der folgenden MaRnah-
men durchgefiihrt werden:

m  Grundrissveranderungen
m  zusatzliche Balkone
m  Bad- oder Kiichenmodernisierungen

m  Erneuerung der technischen Infrastruktur
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Eine detaillierte Ubersicht dariiber, welche MalRnahmen geférdert werden kénnen, finden Sie im
Anhang. Instandsetzungsmaflnahmen werden mitgeférdert, wenn die Modernisierung andernfalls
unvollstandig oder erfolglos bliebe.

3.1.2 Umfassende Modernisierungsmafnahmen

Bei einer umfassenden Modernisierung werden Ausstattungsverbesserungen und energetische
MaRnahmen kombiniert. Es muss mindestens die energetische Stufe 1 erreicht werden.

Die maximal férderfahigen Kosten bei Option 1 und die maximale Hohe des Darlehens bei Op-
tion 2 je m? der gesamten Wohnflache des Objekts einschlieRlich der Gemeinschaftsflachen sind
der Tabelle 3.4 unter der Position Ausstattungsverbesserung zu entnehmen. Das Erreichen der
jeweiligen energetischen Stufe wird zusatzlich gemaf der Tabelle 3.4 gefordert.

In mindestens 51 % der Wohnungen eines Objekts muss mindestens eine der folgenden Grund-
riss- oder Ausstattungsverbesserungen durchgefiihrt werden:

m  Grundrissveranderungen
m  zusatzliche Balkone
m  Bad- oder Kiichenmodernisierungen

= Erneuerung der technischen Infrastruktur

3.1.3 Dachgeschossausbau und Aufstockung

Nachtragliche Wohnflachenerweiterungen durch den Ausbau von Dachgeschossen oder durch
Aufstockung werden bei Option 1 durch laufende Zuschiisse oder alternativ bei Option 2 durch ein
zinsverglinstigtes Darlehen geftrdert.

Die maximal férderfahigen Kosten bei Option 1 und die maximale Hohe des Darlehens bei Op-
tion 2 fir die Wohnflachenerweiterung sind der Tabelle 3.4 zu entnehmen. Das Erreichen der
jeweiligen energetischen Stufe wird zusatzlich gemaf der Tabelle 3.4 gefordert.

Die Forderung kann auch als Einzelmafinahme, unabhangig von einer Ausstattungsverbesserung
oder umfassenden Modernisierung des Bestandsgebaudes, in Anspruch genommen werden.

3.1.4 Qualitatssicherung Backstein

Dem Erhalt von stadtbildpragenden Backsteinfassaden kommt bei geférderten energetischen Mo-
dernisierungen eine besondere Bedeutung zu. Sofern ein Gebaude mit Klinkerfassade nicht unter
Denkmalschutz steht, sich in einem Gebiet mit stadtebaulicher Erhaltungsverordnung oder Ge-
staltungssatzung befindet, wird im Rahmen eines festgelegten Verfahrens der Qualitatssicherung
Backstein die Backsteinrelevanz geklart.

In jedem Fall mit Backsteinrelevanz wird von der Qualitatssicherung Backstein ein Fassadenkon-
zept mit der Bauherrin oder dem Bauherrn abgestimmt. In Gebieten mit stadtebaulicher Erhal-
tungsverordnung sind Vorgaben der Stadtplanung zu beriicksichtigen.

Die Verfahrenskosten fir die Qualitatssicherung Backstein werden von der IFB Hamburg uber-
nommen.

3.1.5 Energieberatung

Bei einer umfassenden Modernisierung und/oder Dachgeschossausbau oder Aufstockung ist Vor-
aussetzung fiur eine Férderung die Energieberatung durch eine von der IFB Hamburg autorisierte
Energieberaterin oder einen Energieberater. Die Energieberatung beinhaltet eine umfassende Be-
ratung zu forderfahigen EnergiesparmalRnahmen, die sachgerechte Erfassung und Berechnung
des Gebaudes im Ist-Zustand sowie die energetische Bilanzierung der zur Férderung beantragten
Modernisierungsmalnahmen.
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Eine Ubersicht Uiber autorisierte Energieberaterinnen und Energieberater finden Sie unter:
https://cms.ifbhh.de/media/e7f/316/10c4fa916¢.pdf

3.1.6 Qualitatssicherung Energie

Bei einer energetischen Modernisierung und/oder Dachgeschossausbau oder Aufstockung ist Vo-
raussetzung fir eine Férderung die Begleitung der MalRnahme durch eine oder einen von der IFB
Hamburg autorisierte Qualitatssichernde oder autorisierten Qualitatssichernden. Die Kosten kén-
nen im Rahmen der maximal férderfahigen Kosten anerkannt werden.

Eine Ubersicht (iber autorisierte Qualitdtssichernde finden Sie unter:
https://www.ifbhh.de/g/qualitaetssicherung-energie

3.1.7 Optimierung der Heizungsanlage

Wird bei einer umfassenden energetischen Modernisierung, Dachgeschossausbau sowie Aufsto-
ckung die Heizungsanlage nicht erneuert, muss ein Heizungs-Check nach DIN EN 15378 durch-
gefihrt werden.

Ein hydraulischer Abgleich (nach VdZ-Verfahren B) ist immer erforderlich. Dies gilt nicht bei Einzel-
antragen im Férdermodul Modernisierung und Nachristung von Gebauden mit Aufziigen.
3.1.8 Barrierefreier Umbau

MaRnahmen zum barrierefreien Umbau in Anlehnung an DIN 18040-2 werden sowohl als Einzel-
malRnahme als auch in Kombination mit den vorgenannten Maf3nahmen mit Zuschissen gefordert:

m  Der barrierereduzierte oder barrierefreie Umbau von Wohnungen. Im Forderobjekt miissen
mindestens 10 % der Wohnungen, jedoch mindestens 3 WE von der MaRRnahme betroffen
sein.

= Neubau oder Modernisierung von Aufzugsanlagen, die mindestens 51 % der im Férderobjekt
befindlichen Wohnungen erstmalig barrierefrei erschlielen.

Eine detaillierte Ubersicht darliber, welche MaRnahmen mitgeférdert werden kénnen, findet sich im
Anhang. Instandsetzungsmaflnahmen werden mitgeférdert, wenn die Modernisierung andernfalls
unvollstandig oder erfolglos bliebe.

3.1.8.1 Barrierereduzierter Umbau

Bei einem barrierenreduzierenden Umbau von Wohnungen betragen bzw. erhéhen sich die maxi-
mal férderfahigen Kosten gemaR der Tabelle 3.4 .

Nach Abschluss der Ma3nahme mussen folgende Mindestanforderungen erfiillt werden:

= Die Wohnung muss barrierefrei erreichbar sein. Im Ausnahmefall kdnnen bis zu 3 Stufen zum
Erreichen der Wohnung akzeptiert werden, wenn z.B. aus baulichen Grinden eine Rampe
nicht maglich ist.

= Die Bewegung innerhalb der Wohnung muss in der Regel barrierefrei méglich sein.

m  Der Duschplatz sollte schwellenlos begehbar sein, abweichend davon sind Duschtassen mit
maximal 0,05 m Aufbauhéhe zulassig.

= Die Innentiren der Wohnung missen eine lichte Durchgangsbreite von 0,80 m aufweisen
(Ausnahme: Gaste-WC).
3.1.8.2 Barrierefreier Umbau nach DIN 18040-2

Bei einem barrierefreien Umbau von Wohnungen nach DIN 18040-2 betragen bzw. erhéhen sich
die maximal forderfahigen Kosten gemaR der Tabelle 3.4.

Nach Abschluss der Ma3nahme mussen folgende Mindestanforderungen erfiillt werden:

= Die Wohnung muss barrierefrei erreichbar sein. Es ist ein schlissiges Gesamtkonzept fiir die
barrierefreie Erreichbarkeit vom &ffentlichen Grund bis in die Wohnung erforderlich.
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= Die Bewegung innerhalb der Wohnung muss barrierefrei moglich sein. Sofern ein Balkon vor-
handen ist, so muss dieser schwellenlos zuganglich sein.

= Die Wohnung muss Uber ein barrierefreies Bad verfigen (schwellenlos begehbarer Dusch-
bereich mit einer Grundflache mind. 1,2 m? und einer Mindestbreite von 0,90 m, hdhenange-
passtes WC, Waschtisch mit Beinfreiheit und UP- oder Flach-AP-Siphon.

= Die Innentiren der Wohnung missen eine lichte Durchgangsbreite von mind. 0,80 m aufwei-
sen (Ausnahme: Gaste-WC).

3.1.8.3 Modernisierung und Nachriistung von Gebauden mit Aufziigen

Bei

= Neubau,

= Erweiterung oder

= Modernisierung von Aufziigen,

die der erstmaligen barrierefreien Erreichbarkeit der Wohnungen dienen, betragen bzw. erhdhen
sich die maximal forderfahigen Kosten je nach Art der MalBnahme gemaR der Tabelle 3.4.

Aufzugsanlagen, die im Stillstand eine Leistungsaufnahme von max. 50 W nachweisen, werden
zusatzlich gemaf der Tabelle 3.4 gefordert. Dies entspricht der Effizienzklasse A im Stillstand. Der
Stand-by-Verbrauch ist bei Inbetriebnahme durch Leistungsmessung nachzuweisen.

Nach Abschluss der MaRnahme mussen folgende Mindestanforderungen erfiillt werden:

m  Erstmaliger barrierefreier Zugang zu den Wohnungen, die durch den geférderten Haltepunkt
erschlossen werden.

= Die einzelnen Wohnungen miissen nach Abschluss der Malinahme von 6ffentlichem Grund
aus barrierefrei erreichbar sein.

m  Die Anforderungen der DIN 18040-2 bzw. der DIN EN 81-70 fir den Aufzugstyp 2 an Aufzugs-
anlagen sollen eingehalten werden. Die Mindestabmessungen des Fahrkorbinnenraums von
1,10 m x 1,40 m im Lichten sind einzuhalten.

= Neue seilgefihrte Aufzugsanlagen missen mindestens die Anforderungen der Energieeffizi-
enzklasse B (VDI 4707) und neue Hydraulikaufziige mindestens die Anforderungen der Ener-
gieeffizienzklasse C (VDI 4707) erfillen.

Wenn geforderte Aufzlige ausschlief3lich gewerblich genutzte oder frei finanzierte Geschosse er-
schlief3en, ist eine Férderung fir den jeweiligen Haltepunkt ausgeschlossen.

3.2 Erganzungsmodule
Die Forderung der Ergédnzungsmodule erfolgt durch pauschale Zuschiisse gemaR Tabelle 3.4.

3.2.1 Energetische Modernisierung

Beim energetischen Standard kann zwischen 8 Stufen gewahlt werden. Die Zuschiisse erhéhen
sich, je nach erreichtem energetischen Standard, gemaR der Tabelle 3.4.

Bei Einbau von Liftungsanlagen mit Warmerlickgewinnung ist eine zusatzliche Férderung mdglich.

3.2.2 Nachhaltige Dammstoffe

Der Einsatz von Dammstoffen mit dem Gutezeichen ,Blauer Engel“ RAL-UZ 132 bzw. Warme-
dammverbundsystemen RAL-UZ 140 oder dem natureplus-Siegel an Fassaden, auf Flachdachern,
auf obersten Geschossdecken sowie an Kellerdecke/Sohle fiihrt zu einer Erhéhung der maximal
forderfahigen Kosten gemaf der Tabelle 3.4.
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Bei Aufdopplung muss der neu aufgebrachte Dammstoff vollstédndig aus zertifizierten Materiali-
en bestehen. Eine neu aufgebrachte Mischkonstruktion von zertifizierten und nicht zertifizierten
Dammstoffen in einem Bauteil wird nicht geférdert.

Bei einem Warmedammverbundsystem mussen alle Schichten (ausgenommen Klinkerriemchen)
in einem System zertifiziert sein.

Im Férdermodul ,Dachgeschossausbau und Aufstockung” muss der neu aufgebrachte Dammstoff
vollstandig aus zertifizierten Materialien bestehen. Eine Mischkonstruktion von zertifizierten und
nicht zertifizierten Dammstoffen in einem Bauteil (Sandwichaufbau) wird nicht geférdert.

3.2.3 Forderung fiir innovative 6kologische Technologien

Daruber hinaus kénnen fiir den Einsatz besonders innovativer Dammstoffe und Technologien im
Bereich der technischen Geb&udeausriistung weitere Férdermittel beantragt werden. Uber die Ge-
wahrung entscheidet die IFB Hamburg in Abstimmung mit der zustandigen Fachbehdrde.

3.2.4 Holzbauférderung

Bei Einsatz von Holz in der Gebaudekonstruktion erhdhen sich die forderfahigen Kosten geman
der Tabelle 3.4.

Fir die Gewahrung von Fordermitteln bei der Holzbauférderung muss eine begleitende Qualitats-
sicherung fir den Holzbau (QS-H) durchgefiihrt werden. Details zur Qualitatssicherung finden Sie
im Anhang unter 4.7.

Als Fordervoraussetzung muss das eingesetzte Holz aus nachhaltiger Forstwirtschaft stammen,
fest im Gebaude verbaut und Teil der Konstruktion sein. Der Einsatz von Holz in Dammstoffen, die
bereits nach 3.2.2 geférdert werden, ist von der Férderung ausgeschlossen.

Forderfahig sind:

m  Holzprodukte in der Konstruktion im Sinne der Férderung sind alle Vollholzprodukte (Schnitt-
holz, Hobelware etc.), Holzwerkstoffe (Spanplatten, Faserplatten etc.) sowie Produkte des
konstruktiven Holzbaus (Brettsperrholz, Brettschichtholz etc.). Der reine Holzanteil in diesen
Produkten muss wenigstens 80 % der Produktmasse entsprechen.

m  Die Produkte missen fest im Gebaude verbaut und Teil der Konstruktion sein. Mafltgebend
hierfir ist eine Zuweisung zu einer der Kostengruppen 331, 341, 351 oder 361 sowie sinnge-
man Stltzen, elementierte Bauteile und fillende Dammungen nach DIN 276. Nicht férderfahig
sind: Fenster, Turen, Bekleidungen und nicht fillende Dammungen.

m  Der Nachweis der forderfahigen Menge erfolgt auf dem IFB-Formblatt fir den ,Einsatz von
Holzprodukten®.

m  Dachkonstruktionen aus Holz werden nur gefordert, sofern die Dachkonstruktion eine Nei-
gung von 20° unterschreitet.

3.2.5 Innendammung

Die Ausfiihrung einer Innendammung bei schiitzenswerten Fassaden wird zusatzlich mit einem
Zuschuss gemal Tabelle 3.4 gefordert. Fir die Gewahrung dieses Forderbausteins ist der Nach-
weis durch die zustandige Behodrde (Denkmalschutzamt oder Stadtplanungsabteilung) oder die
Qualitatssicherung Backstein zu erbringen, dass die schiitzenswerte Fassade nicht iberddmmt
werden darf. Nach Ausfihrung der Innendammung soll der U-Wert der AuRenfassade 0,45 W/m2K
nicht Uberschreiten.

3.2.6 Backsteinfassaden

Der Mehraufwand fir Vollsteine und Klinkerriemchen an neu gedammten Fassaden wird zusatzlich
mit einem Zuschuss gemaR der Tabelle 3.4 gefordert.
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Der Erhalt von Backsteinfassaden durch eine Fugensanierung wird gemaf der Tabelle 3.4 gefor-
dert, wenn diese MaRnahme im Rahmen der Qualitédtssicherung Backstein vereinbart oder von der
fir den Denkmalschutz oder der Stadtplanung zustandigen Stelle gefordert wurde.

Die Festlegung, ob es sich um einen normalen oder hohen Aufwand handelt, erfolgt im Rahmen
der Qualitatssicherung Backstein. Fuir im Zuge der energetischen Modernisierung erstmalig erstell-
te Backsteinverkleidungen auf Fassaden ohne Backstein und bei Gebauden ohne festgestellter
Backsteinrelevanz wird der Zuschuss der Kategorie normaler Aufwand gewahrt.

Ausnahmeregelung

: Sollte es bei einer im Rahmen der Qualititssicherung Backstein verpflichtenden Fassaden-
i erhaltung aus gestalterischen Griinden nicht méglich sein, die energetischen Anforderungen
i einzuhalten, ist eine Ausnahme méglich. In diesem Fall soll alternativ die energetisch effizien-
' teste, den Gegebenheiten entsprechende bauliche Lésung zur Ausfiihrung kommen und in die
1 energetische Bilanzierung einflieRen.

3.2.7 Vorbereitung auf Ambient-Assisted-Living (AAL)

Vorbereitung einer Wohnung auf spatere Ausstattung mit AAL-Technologien und Dienstleistungen
fur die Bereiche Homecare, Pflege, Pravention, Therapie und Rehabilitation, als Erganzung von
barrierereduzierenden oder barrierefreien Umbauten nach DIN 18040-2.

Nach Abschluss der Ma3nahme mussen folgende Mindestanforderungen erfillt werden:

Vorbereitung Hauseingangstur

= 1 x UP-Abzweigdose innen neben Tursturz mit 230V-Zuleitung aus UV-Allgemein

m 1 x UP-Abzweigdose innen neben Tirsturz mit CAT5-Datenleitung aus HA-Raum

Vorbereitung Wohnung

m  Getrennte Steckdosen- und Beleuchtungsstromkreise
= Mind. 2 FI-Gruppen Beleuchtung, 1 FI-Gruppe Steckdosen
m 1 separater Stromkreis fir Mediensteckdose (FI/LS)

m  Je Raum eine tiefe Unterputzdose oder eine zusatzliche Standard UP-Geratedose neben der
Zimmertur, sofern Schall-, Brand, oder andere Schutzziele der Verwendung tiefer Unterputz-
dosen nicht widersprechen.

= Je Raum eine 5-adrige Zuleitung vom Schalter zum Deckenauslass

= Die Anforderungen gelten nicht fiir Abstellraume, Gastetoilette.

Vorbereitung Zimmer (Wohn-, Schlaf-, Kinderzimmer)

= Verwendung tiefer Unterputz-Installationsdosen fiir alle Schalter und Steckdosen, sofern
Schall-, Brand, oder andere Schutzziele der Verwendung tiefer Unterputzdosen nicht wider-
sprechen.

m 1 x UP-Abzweigdose neben Fenstersturz mit Steckdosenstromkreis in zwei verschiedenen
Zimmern.
3.2.8 Zuschuss fiir Ladestationen

Die Herstellung von Ladepunkten (Wallbox mit Lastmanagement) wird geférdert. Die Abrechnung
der Verbrauchskosten muss auf den einzelnen Stellplatz bzw. je Mieterin oder Mieter erfolgen
kdnnen.
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3.3 Kombination mit anderen Forderprogrammen

Die Forderung aus diesem Programm kann mit anderen Férderangeboten kombiniert werden.

Unsere Kundenberaterinnen und Kundenberater informieren Sie gerne auch tber diese Forder-
mdglichkeiten.

Sprechen Sie uns an: Telefonisch unter der 040/248 46-242 oder per E-Mail an
modernisierung@ifbhh.de.

Unsere Forderlotsinnen und Férderlotsen Wirtschaft und Handwerk beraten Sie auflerdem zu allen
Forder- und Beratungsangeboten fiir Wirtschaft- und Innovationsinvestitionen in Hamburg sowie
auf Bundes- und EU-Ebene (in Zusammenarbeit mit dem Enterprise Europe Network Hamburg —
Schleswig-Holstein).

Sprechen Sie uns an: Telefonisch unter der 040/248 46-533 oder per E-Mail an
foerderlotsen@ifbhh.de.

3.3.1 Forderprogramme der IFB Hamburg
Erneuerbare Warme

Die Erhéhung des Einsatzes Erneuerbarer Energien fir die Warmebereitstellung kann je Vorha-
ben zusatzlich gefordert werden. Dies soll insbesondere durch die Férderung von Solarthermie-
anlagen, dem Heizungsaustausch bei gleichzeitiger Installation von Solarthermieanlagen, ener-
getischer Nutzung von Biomasse sowie von Warmepumpen erfolgen. Der Verbrauch von fossiler
Energie sowie die CO,-Emissionen sollen dadurch gesenkt werden. Zudem soll ein wachsender
Anteil erneuerbarer Energien an der Warmeversorgung im Quartier ermoglicht werden.
Angeboten werden auf Basis der Forderrichtlinie Erneuerbare Energien die Férdermodule:

m  Solarthermie und Heizungsmodernisierung

= Bioenergie

= Warmepumpen

= Warmeverteilnetze

m  Warmespeicher

m  Mehrfachnutzung

m  ErschlieBung von Warmequellen

Informationen zum Forderprogramm, die Forderrichtlinie und Formulare finden Sie unter:

https://www.ifbhh.de/foerderprogramm/erneuerbare-waerme

Der Antrag auf Bewilligung von Fordermitteln ist auf dem Vordruck der IFB Hamburg einzureichen.

Weitere Forderprogramme
m  Hamburger Griindachférderung und Fassadenbegriinung

m  Nachristung von Fahrradabstellanlagen im Bestand

Hinweis:

Eine Kombination mit dem Férderprogramm Geringinvestive MalRnahamen zur Heizungsoptimie-
rung (GIM) ist ausgeschlossen.
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3.3.2 IFB-Erganzungsdarlehen

Zur Sicherung der Gesamt- und Anschlussfinanzierung kann die IFB Hamburg ein Erganzungsdar-
lehen gewahren — vorausgesetzt, dass zum jeweiligen Zeitpunkt die erforderliche Leistungsfahig-
keit nach Beurteilung durch die IFB Hamburg gegeben ist.

Es kann eingesetzt werden fir die Finanzierung von ModernisierungsmafRnahmen und Aufsto-
ckungen/Dachgeschossausbauten.

Konditionen

m  Darlehenshéhe: wird von der IFB Hamburg fallbezogen festgelegt.

m  Zinssatz: aktuell bei der IFB Hamburg zu erfragen.

m  Zinsbindung: mindestens 10 Jahre, maximal 30 Jahre.

=  Tilgung: ab Bauabschluss, i. d. R. mindestens 2 % p.a. zzgl. ersparter Zinsen.

= Auszahlung: 100 %

m  Bereitstellungsprovision: 0,15 % pro Monat, beginnend 13 Monate nach Zusagedatum fur
noch nicht ausgezahlte Kreditbetrage.

= Verwaltungsgebiihr: Eine Verwaltungsgebihr fir die Bewilligung und Amtshandlungen im
Rahmen der Verwaltung des IFB-Erganzungsdarlehens gemaR der Gebihrenordnung fur die
Hamburgische Investitions- und Fdrderbank wird nicht erhoben.

3.3.3 Forderprogramme von KfW und BAFA (BEG)

m  Effizienzhausstandards und Einzelmaf3nahmen im Bestand

m  Erzeugung regenerativer Energie (z.B. Photovoltaik und Solarthermie)

m  Einsatz energieeffizienter Gebaudetechnik (z. B. Warmepumpen)

3.3.4 Kumulierung/Kumulierungsverbot

Bei der Forderung nach dieser Richtlinie sind die fiir die geférderte Tatigkeit, das zu fordernde Vor-
haben oder dem Unternehmen insgesamt gewahrten staatlichen Mittel zu bertcksichtigen.

Hiernach gilt fir die Kumulierung insbesondere:

m  Grundsatzlich dirfen Beihilfen nach dieser Richtlinie, bei denen sich die beihilfefahigen Kos-
ten bestimmen lassen, kumuliert werden mit

— anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Manahmen unterschiedliche bestimmbare
beihilfefahige Kosten betreffen;

— anderen staatlichen Beihilfen fir dieselben, sich teilweise oder vollstandig tberschnei-
denden beihilfefahigen Kosten, jedoch nur, wenn durch diese Kumulierung die in dieser
Forderrichtlinie bestimmte jeweilige Beihilfehthe (Subventionsbarwert Grundmodul bzw.
Erganzungsmodul) nicht Gberschritten wird.

= Mit De-minimis-Beihilfen fir dieselben beihilfefahigen Kosten darf nur kumuliert werden, wenn
durch diese Kumulierung die in dieser Forderrichtlinie bestimmte jeweilige Beihilfehdhe (Sub-
ventionsbarwert Grundmodul bzw. Erganzungsmodul) nicht Giberschritten wird.

Hierzu hat die Investorin oder der Investor u.a. auf entsprechendem Formblatt der IFB Hamburg
samtliche erforderlichen Angaben mitzuteilen und nachzuweisen, um die IFB Hamburg in die Lage
zu versetzen, die Férderung auch bei einer Kumulierung mit anderen staatlichen Mitteln im Ein-
klang mit den Beihilfevorschriften der Europaischen Union zu bewilligen.
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3.4 Férderung im Uberblick

Kapitel

Modernisierung
von Mietwohnungen

Ausstattungsverbesserungen,
umfassende Modernisierung
und barrierefreier Umbau

Ausstattungs-

verbesserungen

Umfassende

Modernisierung

Dachgeschosse

Barrierefreier Umbau

Maximale Héhe der
forderfahigen Kosten

(40 % der forderfahigen

max. Zuschuss
Kosten)

Option 1:

Laufzeit (Jahre)
Forderung / Bindung

max. Férderdarlehen
und Zuschiisse

Option 2:

Laufzeit Bindungen

(Jahre)

3.1

Grundmodule

a
=t
=

Lfd.
Zuschuss

Darlehen

Ausstattungsverbesserungen

Option 1:
Zuschuss

1.254 €

502 €

10

Option 2:
Forderdarlehen, 1 % Zins

1.400 €

10/
20

Umfassende Modernisierung
3.1.1 Ausstattungsverbesserungen und
3.2.1 energetische Modernisierung)

Dachgeschossausbau und
Aufstockung

Option 1:
Zuschuss

1.254

502 €

10

Option 2:
Forderdarlehen, 1 % Zins

1.400 €

10/
20

3.1.4

Qualitatssicherung Backstein (QS-B)

3.1.5

Energieberatung

3.1.6

Qualitatssicherung Energie (QS-E)

Heizungsoptimierung
Heizungs-Check nach DIN EN 15378
(wenn Heizung nicht erneuert wird)

Hydraulischer Abgleich
nach VdZ-Verfahren B

Lfd. Zu-
schuss

Einmal-
Zuschuss

Barrierefreier Umbau

je WE

3.1.8.1

Barrierereduzierter Umbau
(als EinzelmaRnahme)

46.770 €

18.708 €

10

Barrierereduzierter Umbau (innerhalb von
Ausstattungsverbesserungen)

30.220 €

12.088 €

10

12.088 €

3.1.8.2

Barrierefreier Umbau
(als EinzelmaRnahme)

55.190 €

22.076 €

10

Barrierefreier Umbau (innerhalb von
Ausstattungsverbesserungen)

38.640 €

15.456 €

10

15.456 €
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c
()
Modernisierung 2 = 5 = 2 5 c
N o ® o © 5 < (0]
von Mietwohnungen c = o 8 = S © o
@ | 8§ | > oy 09 o £ & 2 =
2| 43 3 5 0 © =25 c o T o s}
Ausstattungsverbesserungen, 25 g b = & =2 .G o 53 .3 2 =
_ umfassende Modernisierung 22|82 | 2 |5 o< “%5_ |ZS & 59 e _
o und barrierefreier Umbau 28|88 | 2 | o ES s N 6 |Rs SR Re
g 2€1€E8| 8 | 5| 32 | 8823 |33| E8r |:3§
N 22|52 | 0 | =g oeXIx [SR2| Oo€S S
31.8.3 Na_chru_stung / Erwelte[ung von Aufziigen o o o X je Geschoss
bei Option 2 nur als Erganzungsmodul
1. bis 3. Geschoss 65.400 € 26.160 € 10 26.160 €
alle weiteren Geschosse 16.400 € 6.560 € 10 6.560 €
Modernisierung von Aufzugsanlagen (0] (0] (0] X je Geschoss
je Geschoss 9.870 € 3.947 € 10 3.947 €
Effizienzklassen von Aufzugsanlagen O (0] (0] (0] je Anlage
Stand-by-Verbrauch < 50W 5.800 € 2.320 € 10 2320 €
3.2 Ergdnzungsmodule
3.21 Energetische Modernisierung - X/O | XIO | O je m? WAl.
Stufe 1: Endenergie < 90 kWh/m2a X X (0] 84 € 10 67 €
Stufe 2: Endenergie < 75 kWh/m2a (0] (0] (0] 128 € 10 102 €
Stufe 3: IFB-Effizienzhaus-70 im Bestand (0] (0] (0] 240 € 10 192 €
Stufe 4: IFB-Effizienzhaus-55 im Bestand (0] (0] (0] 379 € 10 303 €
Stufe 5: IFB-Effizienzhaus-40 im Bestand (0] (0] (0] 421 € 10 337 €
Stufe 6: IFB-Passivhaus im Bestand (0] (0] (0] 421 € 10 337 €
Stufe 7: IFB-Niedrigstenergie-Haus im
gsienerg o| oo 457 € 10 366 €
Bestand
Stufe 8: IFB-Effizienzhaus-Plus im Bestand (0] 484 € 10 387 €
Luftungsanlagen mit WRG (0] (0] 45 € 10 45 €
3.23 Nachhaltige Dammstoffe, je me? - (0] (0] - 17 € 10 17 €
3.24 Holzbau, je kg - - (0} - 1,20 € 10 1,20 €
Innenddmmung je m?
325 ! - o| o | - |o 78€ 10 78 €
schutzenswerter Fassaden
(0} (0}
3.2.6 Backsteinfassaden - ggof ggof - je m? Fassade
X X
Vollsteine nomaler Aufwand 115 € 10 115 €
Klinkerriemchen nomaler Aufwand 900 € 10 QM€
Fugensanierung nomaler Aufwand 95 € 10 95€
Vollsteine hoher Aufwand 145 € 10 145 €
Klinkerriemchen hoher Aufwand 100 € 10 100 €
Fugensanierung hoher Aufwand 105 € 10 105 €
3.2.7 Vorbereitung auf AAL, je Wohnung - - - 400 € 10 400 €
3.2.8 Ladestation fiir E-Autos je Station O (0] (0] (0] 1.680 € 10 1.680 €

Legende: X = verpflichtend, O = WahImdglichkeit, —
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= Kombination nicht méglich
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4. Wie sind die Forderkonditionen?

4.1 Auszahlung der Zuschiisse (Option 1)

Nahere Einzelheiten der Auszahlung regelt die Forderzusage bzw. der Bewilligungsbescheid.

Die Zahlung der laufenden Zuschisse erfolgt Gber einen Zeitraum von 10 Jahren und kann wahl-
weise in gleichbleibenden oder degressiv gestaffelten Raten erfolgen.

Bei der Wahl degressiv gestaffelter Zuschiisse erfolgt die Auszahlung im 1. bis 3. Jahr in H6he von
jeweils 6,5 %, im 4. bis 6. Jahr in Hhe von 5,5 % und in den Jahren 7. bis 10. in H6he von 3,5 %
der forderfahigen Kosten.

Die Auszahlung erfolgt erst, wenn die positiven Schlussberichte fiir die Qualitatssicherung Energie
und, sofern notwendig, Qualitdtssicherung Backstein vorliegen.

4.2 Auszahlung Darlehen und Zuschiisse (Option 2)
Einzelheiten zu den Leistungen fir die Darlehen und die Zuschisse regeln die Forderzusage bzw.
der Bewilligungsbescheid und der Darlehensvertrag.

Auszahlungen erfolgen nach dem festgelegten Bauzeiten- und Finanzierungsplan und dem jewei-
ligen festgestellten Baufortschritt. Auszahlungen kénnen erst dann erfolgen, wenn die Vorausset-
zungen erfiillt sind.

Die laufenden Zuschiisse werden ab dem Monatsersten des Quartals, in das die von der IFB Ham-
burg festgestellte Bezugsfertigkeit fallt, in Vierteljahresraten ausgezahlt. Die H6he und die Aus-
zahlungsvoraussetzungen der Zuschusse sind in der Férderzusage bzw. im Bewilligungsbescheid
geregelt.

4.2.1 Zinsen

Der Zinssatz fir das IFB-Forderdarlehen betragt 1,0 % p. a.

4.2.2 Tilgung

Die Tilgung der Forderdarlehen betragt mindestens 2,0 % p. a. zuzlglich ersparter Zinsen.

4.2.3 Beginn der Leistungen

Die Leistungen, bestehend aus Zins und Tilgung, beginnen mit dem Monatsersten des Quartals, in
das die Bezugsfertigkeit fallt. Die Bezugsfertigkeit wird von der IFB Hamburg festgelegt.

4.2.4 Bereitstellungszinsen

Ab dem 13. Monat nach Vertragsabschluss werden fiir noch nicht abgerufene Teile der Darlehen
Bereitstellungszinsen in Hohe von 0,15 % pro Monat erhoben.

4.2.5 Valutierungszinsen

Bis zum Beginn der regularen Leistungen fir Zinsen und Tilgung werden auf die ausgezahlten Dar-
lehen Valutierungszinsen in Hohe von 1,0 % p. a. erhoben.

4.2.6 Bereithaltung, Nichtabnahme

Fur die Darlehen sind spatestens 24 Monate nach dem Datum der Férderzusage bzw. des Bewilli-
gungsbescheids die Auszahlungsvoraussetzungen zu schaffen, und die Darlehen sind vollstandig
abzunehmen. Unterbleibt die Auszahlung endgiiltig aus einem Grund, den die IFB Hamburg nicht
zu vertreten hat, bleiben ihr alle vertraglichen und gesetzlichen Rechte, insbesondere das Recht,
eine Nichtabnahmeentschadigung zu verlangen, vorbehalten.
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4.2.7 Offnungsbedingung

Zum Schutz der Férdernehmerin oder des Férdernehmers vor unerwlinschten Effekten bei dauer-
haft hoher Inflation ist es mit Ablauf der ersten 10 Jahre der Bindung jahrlich méglich, auf Veranlas-
sung der Foérdernehmerin oder des Férdernehmers die subventionsbestimmenden Forderbedin-
gungen durch die IFB Hamburg Uberprifen zu lassen. Voraussetzung hierfir ist, dass

m  die jahrliche Preisveranderung, gemessen am ,Verbraucherpreisindex fiir Deutschland® des
Statistischen Bundesamts, der letzten 3 Kalenderjahre vor der jeweiligen Uberpriifung (,Be-
trachtungszeitraum®) im Durchschnitt bei mindestens 4,0 % jahrlich lag, sowie

m  der Férdernehmer oder die Fordernehmerin seine im jeweiligen Betrachtungszeitraum durch
die hoéhere als gegentber einer Entwicklung von 2,0 % jahrlicher Preissteigerung entstande-
nen finanziellen Nachteile substantiiert darlegt.

Daraufhin wird die IFB Hamburg mit der Fordernehmerin oder dem Férdernehmer Verhandlungen
aufnehmen mit dem Ziel, diese finanziellen Nachteile zu Gunsten der Férdernehmerin oder des
Fordernehmers auszugleichen. Dabei steht es den Parteien frei, den Ausgleich durch eine Flexibi-
lisierung der Miete oder durch andere MaRnahmen zu erreichen.

4.3 Verwaltungsgebiihr

Bei diesem Forderprogramm wird keine Verwaltungsgebihr fir die Bewilligung und Amtshandlun-
gen im Rahmen der Verwaltung der Férdermittel gemaf der Gebihrenordnung fir die Hamburgi-
sche Investitions- und Foérderbank erhoben (Nr. 1 der Anlage zur Gebiihrenordnung). Alle ibrigen
Gebiihren der Gebihrenordnung werden erhoben.

4.4 Kombination mit BAFA bzw. KfW-Fordermitteln (BEG)

Eine Kombination der Bundesfoérderung fiir effiziente Gebaude (BEG) mit anderen Fordermitteln
(z.B. Kredite oder Zulagen/Zuschusse) ist grundsatzlich mdglich. Ergibt sich infolge der Kumulie-
rung von Zuschussen und Tilgungszuschissen fir die zu férdernde MalRnahme eine Férderquote
Uber die zulassige Forderquote der BEG hinaus, werden die Landesmittel entsprechend gekirzt.

Zuschisse fur MaRnahmen bzw. Kosten, welche nicht ber die BEG geférdert werden, bleiben
davon unberuhrt.

5. Welche Bindungen entstehen?
Die Bindungen aus diesem Forderprogramm werden mit der Férderzusage begriindet und enden
zu den nachstehend beschriebenen Zeitpunkten.

Bei reinen Ausstattungsverbesserungen unterliegen nur die modernisierten Wohnungen den nach-
folgenden Bindungen, bei einer umfassenden Modernisierung fallen alle Wohnungen im Objekt
unter die Bindungen.

Es sind unbefristete Mietvertrage abzuschlieen. Ein Kiindigungsausschluss ist nicht zulassig.
5.1 Belegungsbindungen
Die Wohnungen bleiben vorrangig den bisherigen Mieterinnen und Mietern vorbehalten.

5.1.1 Belegungsbindung bei bisher ungebundenen Wohnungen

Die Bindungen enden nach 10 bzw. 20 Jahren, gerechnet ab dem 1. des Monats, der auf den Bau-
abschluss der geférderten Malinahmen folgt.
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Bei Neuvermietungen im bisher ungebundenen Wohnungsbestand sind nur Personen bezugsbe-
rechtigt, die im Besitz einer Bescheinigung Gber die Wohnberechtigung nach § 16 Hamburgisches
Wohnraumférderungsgesetz (HmbWoFG) oder die vom zustandigen Bezirksamt als vordringlich
wohnungssuchend anerkannt sind.

Die Einkommensgrenze kann um den in der geltenden Fachanweisung der Behorde flr Stadtent-
wicklung und Wohnen zur Sicherung der Zweckbestimmung der sonstigen geférderten Miet- und
Genossenschaftswohnungen in Mehrfamilienhausern fiir diesen Férderweg genannten Prozent-
satz Uberschritten werden. Als Nachweis gilt der Wohnberechtigungsschein fir den 2. Férderweg.

Bei der Vergabe leerstehender oder freiwerdender Wohnungen ist die angemessene Wohnungs-
gréRRe zu beachten.

5.1.2 Belegungsbindung bei bereits gebundenen Wohnungen

Nach Auslauf der bereits bestehenden Belegungsbindung gilt fiir den nachfolgenden Zeitraum bis
zum Ablauf von 10 bzw. 20 Jahren folgende Regelung:

Es sind nur Personen bezugsberechtigt, die im Besitz einer Bescheinigung tber die Wohnberech-
tigung nach § 16 Hamburgisches Wohnraumférderungsgesetz (HmbWoFG) oder die vom zustan-
digen Bezirksamt als vordringlich wohnungssuchend anerkannt sind.

Die Einkommensgrenze kann um den in der geltenden Fachanweisung der Behorde fur Stadtent-
wicklung und Wohnen zur Sicherung der Zweckbestimmung der sonstigen geférderten Miet- und
Genossenschaftswohnungen in Mehrfamilienhausern fiir diesen Férderweg genannten Prozent-
satz Uberschritten werden. Als Nachweis gilt der Wohnberechtigungsschein fiir den 2. Férderweg.

Bei der Vergabe leerstehender oder freiwerdender Wohnungen ist die angemessene Wohnungs-
gréRRe zu beachten.

5.2 Mietpreisbindungen

Eine Staffelmiete darf nur insoweit vereinbart werden, als diese dem Forderabbau entspricht sowie
nach Mafigabe des. 5.2.1 fir Mieterhéhungen nach Modernisierung bis zu der sich nach § 559
BGB ergebenden Miethéhe. Eine Staffelmiete im Ubrigen darf wahrend der Dauer der Bindung
auch fir die Zeit nach Ablauf der Bindung nicht vereinbart werden.

5.2.1 Mietauswirkung bei nicht preisgebundenem Wohnraum

Die Bindungen enden nach 10 bzw. 20 Jahren, gerechnet ab dem 1. des Monats, der auf den Bau-
abschluss der geférderten Malinahmen folgt.

Die mietrechtlichen Vorschriften der §§ 557, 557a und 558 ff BGB einschlief3lich der Hamburgi-
schen Kappungsgrenzenverordnung sind zu beachten. Eine Mieterhdhung nach Modernisierung
kann nach § 559 des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB) vorgenommen werden, wobei die anteilig
auf die Modernisierung entfallenden Zuschisse abzuziehen sind (§ 559 a BGB). Bis zu der sich
nach § 559 BGB ergebenden Miethéhe kann eine Mieterhdhung alternativ auch nach § 557 BGB
oder § 558 BGB vereinbart werden oder mittels der Vereinbarung einer Staffelmiete nach Mal}-
gabe des § 557a BGB erfolgen.

Die durchschnittliche Nettokaltmiete der geférderten Wohnungen darf bis zum Ablauf von 2 Jah-
ren, gerechnet ab dem 1. des Monats, der auf den Bauabschluss der geférderten MalRnahmen
folgt, die Hohe von 9,20 €/m2? Wfl. monatlich nicht Gberschreiten (Kappungsgrenze).

Die durchschnittliche Nettokaltmiete fir Wohnungen darf wahrend des Forderzeitraums alle 2 Jah-
re erhoht werden; erstmals 2 Jahre nach Bezugsfertigkeit, beginnend mit dem Monatsersten des
Quartals, das auf die Feststellung der Bezugsfertigkeit folgt. Dabei ist die Mietanhebung auf bis zu
0,20 €/m? WHl. mtl. begrenzt.

Die héchstzulassige Mieterhdhung nach Modernisierung kann in mehreren Schritten auf die Mie-
terinnen und Mieter umgelegt werden. Die durchschnittliche Nettokaltmiete darf hierbei die gemaf
den oben genannten Anforderungen ermittelte Miete nicht Gberschreiten.
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5.2.2 Mietauswirkung bei bereits preisgebundenem Wohnraum

Bei bereits preisgebundenen Wohnungen darf bis zum Ablauf von 2 Jahren, gerechnet ab dem 1.
des Monats, der auf den Bauabschluss der geférderten MalRnahmen folgt, keine hdhere Miete als
die nach dem HmbWoBindG zuldssige Miete erhoben werden, héchstens jedoch 9,20 €/m? Wohn-
flache monatlich (Kappungsgrenze).

Nach Auslauf der bereits bestehenden Mietbindung gemalt HmbWoBindG gilt fiir den nachfolgen-
den Zeitraum bis zum Ablauf von 10 bzw. 20 Jahren folgende Regelung:

Die Miete darf nur angehoben werden, wenn die ortstbliche Vergleichsmiete (hdchstens Mittelwert
des einschlagigen Rasterfelds des jeweils aktuellen Hamburger Mietenspiegels, normale Wohn-
lage) oberhalb der Kappungsgrenze liegt. In diesem Fall darf die Miete bis zur ortsiiblichen Ver-
gleichsmiete, hdchstens aber bis zum Mittelwert des einschlagigen Rasterfeldes des jeweils aktu-
ellen Mietenspiegelfeldes, normale Wohnlage, erhoht werden.

5.3 Weitere Regelungen

5.3.1 Umwandlungsverbot

Die geférderten Wohnungen dirfen fir die Dauer der Bindung nicht in Eigentumswohnungen um-
gewandelt werden.

5.3.2 Weitere Mieterhohungen

Eine weitere Mieterhdhung wegen Modernisierung wahrend des Bindungszeitraums ist nur mog-
lich, wenn die hierfir erforderliche Zustimmung der Mietparteien und der IFB Hamburg vorliegt.

5.3.3 Ausschluss von Vermittlungsentgelten

Finanzierungsbeitrage durfen von Wohnungssuchenden fiir geférderte Wohnungen nicht gefordert
und/oder entgegengenommen werden. Das Gleiche gilt fir samtliche Sonderleistungen, insbe-
sondere Mietvorauszahlungen, Maklergeblhren oder sonstige Geldbetrage, unabhangig von dem
Zeitpunkt, zu dem sie entrichtet werden sollen.

Ausgenommen sind Genossenschaftsanteile (60 €/m? Wfl. dirfen insgesamt nicht Gberschritten
werden) und Sicherheitsleistungen. Die Vereinbarung einer Sicherheitsleistung der Mieterin oder
des Mieters ist zulassig, soweit sie dazu bestimmt ist, Anspriche der Vermieterin oder des Ver-
mieters gegen die Mieterin oder den Mieter aus Schaden an der Wohnung oder unterlassenen
Schonheitsreparaturen zu sichern. Die Sicherheitsleistung darf das 2,5-fache der monatlichen Net-
tokaltmiete nicht Gberschreiten.

5.3.4 Verpflichtungen gegeniiber der Mieterin oder dem Mieter

Die Investorin oder der Investor hat sich spatestens vor Auszahlung der Zuschisse und der Dar-
lehen gemaf Vordruck der IFB Hamburg dieser gegentiber im Sinne der eingegangenen Verpflich-
tungen insoweit zu binden, dass die Mieterinnen und Mieter hieraus im Zusammenhang mit dem
Mietvertrag eigene Rechte herleiten kdnnen.

Auf Verlangen der IFB Hamburg sind ihr die Miet-Erhéhungsverlangen in Kopie zuzuleiten.

Die Vermieterin oder der Vermieter hat die Mieterin oder den Mieter bei der Ankindigung der
Modernisierung und Darstellung der Mieterhdhung durch die Modernisierung darauf hinzuweisen,
dass Mieterhdhungen aus geforderten/genehmigten Modernisierungsmaflnahmen im Rahmen der
Kosten der Unterkunft nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il) und dem Zwdélften Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XIl) von der zustandigen Behoérde (z.B. Jobcenter) Gibernommen werden
kdnnen.

Nach Zugang der Foérderzusage hat die Vermieterin bzw. der Vermieter die Mieterin oder den
Mieter schriftlich auf die Mdglichkeit hinzuweisen, dass die Mieterhéhung durch die fiir das SGB
Il bzw. SGB XlI zustéandigen Behérde ibernommen werden kann und ihm die auf die geférderte
Modernisierung bezogene ,Information zur Miete” zu Gbersenden.
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5.3.5 Weitergabe der Bindungen

Investierende sind verpflichtet, sich aus der Inanspruchnahme von Darlehen und/oder Zuschiissen
ergebenden Verpflichtungen Rechtsnachfolgenden aufzuerlegen, und zwar in der Weise, dass
diese wiederum gehalten sind, Rechtsnachfolgende in gleicher Weise zu binden.

5.3.6 Fortbestand der Bindungen (Option 1)

Die Bindungen aus der Foérderung des Bauvorhabens erstrecken sich auf den vollen Bindungs-
zeitraum. Dies gilt auch fir den Fall, dass Zuschiisse nicht in voller Hohe abgefordert oder vom
Investor zurtickgezahlt werden.

5.3.7 Dauer der Bindung bei vorzeitiger Riickzahlung des Darlehens (Option 2)

Vorzeitige Vollrickzahlungen des IFB-Forderdarlehens verkirzen die Bindungsdauer bis zum Ab-
lauf des 10. Kalenderjahres nach dem Jahr der Riickzahlung, sofern die vereinbarte Bindungsdau-
er den letztgenannten Zeitpunkt Gberschreitet (Nachwirkungsfrist).

Bei freiwilliger vorzeitiger Rlickzahlung des IFB-Forderdarlehens werden die laufenden Zuschiisse
nicht weitergezahlt. Innerhalb der Nachwirkungsfrist bleiben die Bestimmungen Uber die Bindun-
gen im Ubrigen bestehen.

6. Welche allgemeinen Anforderungen gelten?

6.1 Anforderungen an die Investorin oder den Investor

6.1.1 Eigenkapital

Zur Finanzierung des Bauvorhabens ist ein ausreichend hohes Eigenkapital erforderlich.

Nach bankwirtschaftlichem Ermessen der IFB Hamburg ist in der Regel ein Eigenkapitaleinsatz
von rund 20 % erforderlich.

6.1.2 Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit der Investorin oder des Investors

Die Investorin oder der Investor muss die erforderliche Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit be-
sitzen. Zur Priifung kann die IFB Hamburg alle geeignet erscheinenden Auskiinfte und Unterlagen
einholen und verlangen.

Auch nach Abschluss des Bauvorhabens hat die Investorin oder der Investor der IFB Hamburg
jéhrlich und auf Anforderung alle Auskiinfte zur Beurteilung seiner Leistungsfahigkeit zu erteilen
(§ 18 Kreditwesengesetz), wenn ein Darlehen gewahrt wurde. Die Finanzierung der Baumalf3-
nahme ist insgesamt sicherzustellen und durch Unterlagen nachzuweisen, die aus Sicht der IFB
Hamburg geeignet sind.

6.2 Anforderungen an das Bauvorhaben und das Grundstiick

6.2.1 Beginn der MaBnahme
Forderantrage sind vor MaRnahmenbeginn einzureichen.

Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller ohne schrift-
liche Zustimmung der Bewilligungsstelle mit den beantragten MalRnahmen beginnt. Als Beginn der
MaRnahme gilt der Abschluss eines Lieferungs- oder Leistungsvertrages (Auftragsvergabe).

6.2.2 Grundstiick/Erbbaurecht

Foérdermittel kbnnen einer Eigentimerin oder einem Eigentimer sowie Erbbauberechtigten, be-
willigt werden.
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Im Falle eines Erbbaurechts muss eine — nach Ansicht der IFB Hamburg — angemessene Rest-
laufzeit bestellt sein. Dariiber hinaus muss ein Vorrang eingerdaumt werden zu Gunsten der Rechte
zur Sicherung der Fordermittel vor dem Erbbauzins, etwaigen Vormerkungen zur Sicherung von
Erbbauzinserh6hungen und etwaigen Vorkaufsrechten des Erbbaurechtsausgebers. Anstelle des
Vorrangs der Foérdermittel vor dem Erbbauzins und etwaigen Vormerkungen zur Sicherung von
Erbbauzinserhéhungen kénnen im Erbbaurechtsvertrag Vereinbarungen tUber das Bestehenblei-
ben des Erbbauzinses nach § 9 Abs. 3 des Erbbaurechtsgesetzes getroffen werden.

Die Verauflerung nach angeordneter Zwangsversteigerung darf nicht von der Zustimmung eines
Dritten (z. B. Erbbaurechtsausgeber) abhangig sein.
6.2.3 Anforderungen an Planung und Ausfiihrung

Die Anforderungen an Planung und Ausfiihrung gemaR dieser Forderrichtlinie miissen eingehalten
und nachgewiesen werden. Die baurechtlichen und ggf. heimrechtlichen Anforderungen bleiben
davon unberihrt. Bei Nichteinhaltung der Anforderungen kénnen bereits gewahrte Fordermittel
widerrufen werden.

6.3 Allgemeine Bedingungen

6.3.1 Sicherung des Darlehens

Das Darlehen ist durch Eintragung einer Grundschuld mit Zwangsvollstreckungsunterwerfung
gem. Vordruck der IFB Hamburg im Grundbuch des Férderobjektes zu sichern. Die IFB-Darlehen
sind in der Regel vorrangig zu besichern.

6.3.2 Prufungsrecht

Die IFB Hamburg, die Behdrden und der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
(FHH) sind berechtigt, die Verwendung der gewahrten Zuschuisse und die Angaben der Investorin
oder des Investors zur Beihilfeintensitat zu priifen oder durch Beauftragte priifen zu lassen. Sie
oder er hat jederzeit auf Verlangen Auskunft zu erteilen, Einsicht zu gewahren und die Unterlagen
vorzulegen.

6.3.3 Ausnahmen

In begriindeten Einzelfallen kdnnen Ausnahmen von dieser Férderrichtlinie zugelassen werden.
Die IFB Hamburg entscheidet im Einvernehmen mit der Behdrde fir Stadtentwicklung und Woh-
nen (BSW) — Amt fir Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung.

6.3.4 Haftungsausschluss

Die IFB Hamburg erteilt im Rahmen ihrer Geschaftstatigkeit nach bestem Wissen Rat und Aus-
kunft. Dies geschieht unter Ausschluss jeder Verbindlichkeit. Insbesondere kdnnen sich Investorin-
nen und Investoren nicht auf Férderrichtlinien, die zum Zeitpunkt des Bewilligungsbeschlusses un-
glltig geworden sind, bzw. darauf beruhende Auskiinfte berufen. Anderungen bleiben vorbehalten.
6.3.5 Kein Rechtsanspruch

Es gibt weder einen Rechtsanspruch auf Gewahrung noch auf Erhdhung bereits gewahrter Férder-
mittel. Die IFB Hamburg entscheidet im Rahmen der verfiigbaren Mittel.

6.3.6 Sperrfrist bei Antragsverzicht

Die Riicknahme eines Antrags 16st eine Sperrfrist von einem halben Jahr aus, innerhalb dessen
kein neuer Antrag fir die Belegenheit gestellt werden kann.

20 MODERNISIERUNG VON MIETWOHNUNGEN (C) 2. Férderweg m Hamburgische Investitions- und Forderbank m Giiltig ab 31. Januar 2024



6.4 Mieterzustimmung

Modernisierungsmafinahmen kénnen nur dann gefoérdert werden, wenn die Mietparteien der Mo-
dernisierung zustimmen. Die Investorin bzw. der Investor muss der IFB Hamburg gegenuber das
Vorliegen der Mieterzustimmung vor Auszahlung der Zuschiisse und Darlehen schriftlich bestati-
gen. Bei MaRnahmen zur Energieeinsparung sowie MalRnahmen, die nur wirtschaftlich und tech-
nisch vertretbar sind, wenn sie bei allen Wohnungen durchgefihrt werden, muss von der Mehrheit
der Mietparteien die Zustimmung vorliegen. Bei MalRnahmen zur Ausstattungsverbesserung der
Wohnungen muss von den betroffenen Mietparteien die Zustimmung vorliegen.

7. Welche Rechtsgrundlage gilt?

Die Behorde fur Stadtentwicklung und Wohnen hat im Einvernehmen mit der IFB Hamburg diese
Forderrichtlinie gem. § 2 Abs. 4 des Gesetzes Uber die Wohnraumforderung in der Freien und
Hansestadt Hamburg (HmbWoFG) als Wohnraumférderung fir besondere Mafinahmen erlassen
(§ 2 Abs. 3 HmbWoFG). Der zweite und dritte Teil des HmbWoFG werden gem. § 2 Abs. 3 S. 2 letz-
ter Hs. HmbWoFG — mit Ausnahme der in dieser Forderrichtlinie abweichend von § 8 HmbWoFG
geregelten Einkommensgrenzen — fiir entsprechend anwendbar erklart.

Die Forderung erfolgt als allgemeine Daseinsvorsorge im Rahmen von Art. 2 lit a) des Beschlusses
der Kommission vom 20.12.2011 Gber die Anwendung von Art. 106 Abs. 2 des Vertrags uber die
Arbeitsweise der Europaischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen
zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse betraut sind. Sie ist damit auf Ausgleichsleistungen von nicht mehr
als 15 Mio. € pro Jahr fir die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse beschrankt.

Es handelt sich um Férdermittel im Sinne des § 3 HmbWoFG.

In Bezug genommene Gesetze und Verordnungen gelten in ihrer jeweiligen Fassung.

8. Wo kann man die Forderung beantragen?

Die IFB Hamburg berat Sie bei allen Fragen zur Férderung und begleitet Sie beim Antragsverfah-
ren. Informationen zu allen Programmen der IFB Hamburg, Férderrichtlinien und Formulare finden
Sie unter www.ifbhh.de.

Hamburgische Investitions- und Férderbank
Besenbinderhof 31

20097 Hamburg

Tel. 040/248 46-0 | Fax 040/248 46-432
info@ifbhh.de | www.ifbhh.de

Beratungstermine — nur nach telefonischer Absprache — in der Zeit von:

Montag bis DONNEIStag ......cc.uuuiiiiiiiiiee e 08.00 — 17.00 Uhr
FrEitag e 08.00 — 15.00 Uhr
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1. Wie ist das Verfahren?

1.1 Voraussetzungen fiir die Antragstellung

Folgende Voraussetzungen miissen — aul3er bei reiner Ausstattungsverbesserung und strukturel-
lem barrierefreien Umbau — erfullt werden:

Qualitatssicherung Backstein

Eine Férderung von Gebauden, die unter Denkmalschutz stehen oder die im Verfahren der Quali-
tatssicherung als backsteinrelevant erkannt wurden, setzt voraus, dass ein mit dem Denkmal-
schutzamt oder mit dem Qualitatssicherer Backstein abgestimmtes Fassadenkonzept vorliegt.

Nach Abschluss der BaumaRnahme ist der IFB Hamburg der positive Schlussbericht der Qualitats-
sicherung Backstein vorzulegen.

Gebaude, die durch das Hamburger Denkmalgesetz geschiitzt sind oder sich in einem Gebiet mit
einer stadtebaulichen Erhaltungsverordnung oder Gestaltungssatzung befinden, werden nicht im
Rahmen der Qualitatssicherung Backstein beurteilt, sondern durch die zustdndigen behdrdlichen
Stellen.

Qualitatssicherung Energie

Eine Forderung durch die IFB Hamburg setzt voraus, dass sowohl tGber den Ist-Zustand des Ge-
baudes als auch tber den durch die geférderte MalRnahme erreichten Zustand eine Energiebilanz
aufgestellt wird und die Qualitatssicherung nach dem festgelegten Verfahren beauftragt und durch-
gefihrt wird.

Nach Abschluss der BaumafRnahmen sind der IFB Hamburg Nachweise iber Umfang und Qualitat
der durchgefiihrten MaRnahmen, die ausfiihrlichen Berechnungsunterlagen (auf3er bei Einzelmal}-
nahme Dachgeschossausbau und Aufstockung) sowie der positive Schlussbericht der Qualitats-
sicherung Energie vorzulegen.

1.2 Antragstellung

Der Antrag auf Bewilligung von Fordermitteln ist auf dem Vordruck der IFB Hamburg einzureichen.
Weitere einzureichende Unterlagen ergeben sich aus dem Antragsformular. Die IFB Hamburg priift
den Antrag und stellt die Férderwirdigkeit des Projekts und der Investorin bzw. des Investors so-
wie das MalRnahmenkonzept bzw. die Férderhdhe fest.

Antrage, die unvollstandig sind oder sonstige Mangel aufweisen, werden nur unter dem Vorbe-
halt der Erganzung und Uberarbeitung entgegengenommen. Sofern sie nicht binnen 3 Monaten
danach vollstandig und mangelfrei bei der IFB Hamburg eingereicht worden sind, kdnnen sie ab-
gelehnt werden.

1.3 Bewilligung

Voraussetzung fir eine Bewilligung sind die positiven Kurzberichte A und B der Qualitatssicherung
Backstein und Qualitatssicherung Energie.

1.4 Forderzusage/Bewilligungsbescheid
Wird dem Antrag stattgegeben, erteilt die IFB Hamburg der Investorin oder dem Investor eine For-

derzusage bzw. einen Bewilligungsbescheid, ggf. mit erforderlichen Auflagen zur Umsetzung und
Sicherung der Férderung.
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1.5 Baubeginn, Abschlussmeldung und Schlussabrechnung

Die Baumalnahmen missen nach der Bewilligung innerhalb eines Jahres begonnen und spates-
tens nach 2 Jahren fertiggestellt werden. Bei einer Verzdégerung der Baugenehmigung kann die
IFB Hamburg Ausnahmeregelungen treffen.

Der Abschluss der BaumalRnahme ist der IFB Hamburg unverziiglich anzuzeigen. Binnen 6 Mona-
ten nach Abschluss muss die Schlussabrechnung aufgestellt und deren Ergebnis formlos zu einem
Kostennachweis zusammengefasst werden.

Dieser ist zusammen mit dem positiven Kurzbericht C der Qualitétssicherung Backstein und Quali-
tatssicherung Energie bei der IFB Hamburg einzureichen.

2. Welche ModernisierungsmaBnahmen werden gefordert?

Modernisierungsmafinahmen werden nur dann geférdert, wenn technisch, dkologisch und 6ko-
nomisch sinnvolle Lésungen erreicht werden. Die MalRnahmen miissen im Hinblick auf die stadte-
baulichen und sonstigen 6ffentlich-rechtlichen Belange unbedenklich sein.

Als ModernisierungsmalRnahmen i. S. d. Forderrichtlinie gelten entsprechend dem gewahlten Mo-
dernisierungsprogramm die folgenden MafRnahmen.

2.1 EnergiesparmaBnahmen: Reduzierung der Warmeverluste

Verbesserung der Warmedammung an den Hillflachen (Fassaden-, Dach- und Grundflachen) so-
wie Fenstern und AuRentiren einschlieBlich der erforderlichen UmfeldmafRnahmen.

2.2 EnergiesparmaBnahmen:
Optimierung der technischen Gebaudeausriistung
m  Ersteinbau oder Erneuerung der Heizungs- und Warmwasserversorgung
= Einbau einer ventilatorgestitzten Wohnungsliftung
m  Einbau einer thermischen Solaranlage

m  Erforderliche UmfeldmalRnahmen

2.3 Dachgeschossausbau und Aufstockung

m  Erweiterung durch Dachgeschossausbau und/oder Aufstockung zur Schaffung von neuen
Wohnflachen und Wohnungen.

2.4 Ausstattungsverbesserungen in den Wohnungen
Grundrissveranderung

m  Erstmalige Errichtung von Balkonen oder Erweiterung von vorhandenen Balkonen

= MalRnahmen zur barrierefreien Anpassung

= Badmodernisierungen

m  Kichenmodernisierungen

m  Erneuerung der technischen Infrastruktur (auch Ausstattung mit Wasserzahlern und wasser-
sparenden Armaturen)

= Mallnahmen zur Verbesserung des Schallschutzes in den Wohnungen
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= Mallnahmen zur Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und zur Entwasserung

m  Internet-, Telefon- und TV-Infrastruktur

2.5 Verbesserung der sozialen Infrastruktur, der Sicherheit und des Wohnumfelds

m  Verbesserung der Eingangssituation durch Umgestaltung

m  Ersteinbau oder Verbesserung von TurschlieR-, Gegensprech- und Sicherheitseinrichtungen
an Hauseingangsturen

m  Einbau von Fenstern und Tirelementen der Sicherheitsklasse RC 2(N) (DIN EN 1627) in Erd-
geschossen und im Bereich von Balkonen

= MalRnahmen zur Verbesserung des Brandschutzes

m  Erstellung von Miillboxen, Milltonnenaufziigen oder Anlagen von Sperrmillsammelplatzen
m  Herstellung von Abstellrdumen fiir Fahrrader und Kinderwagen

= Verbesserung von AulRenanlagen inkl. Beleuchtung

= Anlage oder Ausbau von Kinderspielplatzen, Verkehrsflachen und Stellplatzen

= Begriunung von Dachern und Fassaden

m  Schaffung einer Pfértnerloge bei Gebauden mit mehr als 40 Wohnungen bzw. 40 angeschlos-
senen Wohneinheiten, sofern die Eigentimerin oder der Eigentiimer den Pfortnerbetrieb min-
destens fir die Dauer der Mietpreisbindung aus diesem Programm sicherstellen kann.

m  Herstellung der erstmaligen barrierefreien Erreichbarkeit Uber eine neue oder modernisierte
Aufzugsanlage

= Errichtung und Modernisierung von Gemeinschaftsrdumen. Anerkannte Gemeinschaftsraume
sind in geeigneter Quantitat und Qualitat fir die Nutzungen ,Aufenthalt und Austausch® zu
moblieren und technisch auszustatten.

m  Herstellung von Stellplatzen mit E-Ladesaulen

2.6 Forderfahige InstandsetzungsmafRnahmen

Instandsetzungsmafinahmen i. S. d. Foérderrichtlinie Programme BC missen im unmittelbaren Zu-
sammenhang mit den Modernisierungsmaflnahmen stehen, insbesondere

m  an Dachern, Schornsteinkdpfen, Eindichtungen, Dachrinnen mit Fallrohren, Fassaden, Fens-
tern, Balkonen, Loggien inkl. der entsprechenden Anstriche mit erforderlicher Geruststellung,

= an Wanden, Decken, Fulbdden, Treppen, Turen, Sanitarobjekten inkl. Zu- und Abflussleitun-
gen, Warmwasser- und Heizungsanlagen, sowie

= die Beseitigung und Entsorgung von Hausschwamm und gesundheitsgefahrdenden Materia-
lien (z. B. Bleileitungen, Asbest).

3. Welche baulichen Anforderungen miissen erfillt werden?

Fir eine Forderung muss ein vollstandiges und folgerichtiges Konzept fir die Modernisierungs-
malnahmen eingereicht und mit der IFB Hamburg abgestimmt werden. Die zu erreichende Aus-
stattung der Wohnungen soll zeitgemaRen Anspriichen gentigen und im Hinblick auf den {blichen
Ausstattungsstandard von Mietwohnungen angemessen sein. Die Wohnungen missen in sich
abgeschlossen und in Bezug auf die durchschnittlichen Nutzungsanspriiche gebrauchsfahig sein.
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4. Welche technischen Anforderungen mussen erfullt werden?

Zusatzlich zu den gesetzlichen Anforderungen sind bei geférderten energetischen Modernisie-
rungen die Mindeststandards fiir energetisch verbesserte Au3enbauteile und die zu erreichende
Gesamt-Energieeffizienz des Gebadudes nach Maligabe der im Weiteren beschriebenen bautech-
nischen Anforderungen einzuhalten und nachzuweisen.

Dachgeschossausbauten und Aufstockungen miissen mindestens die Anforderungen geman
Gebaudeenergiegesetz erflllen. Optional kann einer der nachfolgend genannten erhdhten ener-
getischen Standards umgesetzt werden, der zusatzlich geférdert wird.

Sollten diese bautechnischen Anforderungen aus gestalterischen, funktionalen oder bautechni-
schen Griinden nicht eingehalten werden koénnen, ist auf Basis einer schriftlichen Begriindung
durch die Energieberaterin oder den Energieberater und Bestatigung durch die autorisierte Qua-
litatssichernde oder den autorisierten Qualitatssichernden (Vier-Augen-Prinzip) eine Ausnahme
moglich. In diesem Fall soll alternativ die energetisch effizienteste, den Gegebenheiten entspre-
chende bauliche Lésung zur Ausfihrung kommen und in die energetische Bilanzierung einflie3en.
Die schriftliche Begriindung von Ausnahmen ist der IFB Hamburg mit dem Antrag auf Férderung
vorzulegen.

Wird bei einer nach dieser Richtlinie geférderten Modernisierung, Dachgeschossausbau oder
Aufstockung die Heizungsanlage nicht erneuert, muss ein Heizungs-Check nach DIN EN 15378
durchgefiihrt werden.

4.1 Energetischer Gebdudestandard

Fir alle energetischen Stufen ist ein Luftungskonzept gemal DIN 1946 zu erstellen. Hierbei ist
mindestens die Einhaltung der Anforderung ,Feuchteschutzliftung“ entsprechend dem Liftungs-
konzept nachzuweisen. Eine ventilatorgestiitzte Liiftungsanlage muss mindestens die Anforde-
rung ,Nennliftung” gemaf Liftungskonzept nach DIN 1946-6 erfillen.

Fir jede energetische Modernisierung ist eine Luftdichtheitsmessung durchzufiihren. Die Anforde-
rungen an Luftdichtheitsmessungen gemaf AB 4.3 sind einzuhalten.

Stufe 1

= Endenergiebedarf [QE] nach durchgefliihrter Modernisierung < 90 kWh/m?a

= Einhaltung der Anforderungen an modernisierte Umfassungsbauteile

Stufe 2

m  Der Jahres-Primarenergiebedarf (QP) darf 100 % des Primarenergiebedarf des Referenz-
gebaudes nach Anlage 1 des Gebaudeenergiegesetz (GEG) nicht Gberschreiten.

m  Der spezifische Transmissionswarmeverlust (HT) darf die jeweiligen Hochstwerte des Re-
ferenzgebaudes nach Anlage 1 GEG nicht (iberschreiten. § 50 Abs. (1) Nr. 1. b) GEG findet
keine Anwendung.

= Endenergiebedarf [QE] nach durchgefliihrter Modernisierung < 75 kWh/m?a

= Einhaltung der Anforderungen an modernisierte und neu zu errichtende Umfassungsbauteile

Anforderungen an modernisierte und neu zu errichtende Umfassungsbauteile bei Stufen 1
und 2

AuBenwande, Gauben (Wangen und Dachflachen)...........cccccoeiiiiiiiiiini e, 0,20 W/m2K
AuBenwande mit INNENAAMMUNG.........oiiiiiiiiiiie e e 0,45 W/m2K
Fenster, FENSIErtliren UW ..........oooiiiiiiiii e 0,95 W/m2K
Ausglasen Fenster, Fenstertlren, UW ... 1,30 W/m2K
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Fenster, Fenstertiiren mit echten glasteilenden Sprossen bei Gebauden

mit besonders erhaltenswerter Bausubstanz, UW .............ccccooiiiiiiiiiic e 1,60 W/m?K
Dachflachenfenster UW ... 1,00 W/m?K
RV =T o | = YU gV 1= o USRS 0,95 W/m2K
RV o] gt T aTe = EET= o =1 o TSP SR 1,30 W/m2K
€1 = Yo F= Tod o =T RSO RP ORI 1,60 W/m?K
Fenster, Fenstertliren mit Sonderverglasung ............ccccvveeiiiiiiiie e 1,10 W/m2K
SONAEIVEIGIASUNGEN ...coiiiiiiiiie ettt ettt e e et e e e st e e e s et ee e e e e snnbaeeeeeanneeeaeeannsees 1,40 W/m2K
Vorhangfassaden mit Sonderverglasungen.............occuvveeiiiiiie e 2,00 W/m2K
Dacher und Dachschragen, Flachdacher und Wande gegen unbeheizte Dachrdume ..0,14 W/m2K
Oberste GeSChOSSAECKE .......ccuiiiiiii e 0,14 W/m2K
Waénde und Decken nach unten gegen unbeheizt oder Erdreich............cccccccciiiiniiis 0,25 W/m2K
FUBDOENaUDAULEN ..o e 0,35 W/m2K
Decken nach unten gegen AURENIURL ..........oiiii i 0,20 W/m2K

Stufe 3 - IFB-Effizienzhaus-70 im Bestand
IFB-Effizienzhauser-70 dirfen
m  einen Jahres-Primarenergiebedarf (QP) von 70 % und

m  einen spezifischen Transmissionswarmeverlust (H'T) von 85 % der nach Anlage 1 des GEG
errechneten Werte fur das Referenzgebaude

nicht Uberschreiten.

Stufe 4 - IFB-Effizienzhaus-55 im Bestand
IFB-Effizienzhauser-55 dirfen
m  einen Jahres-Primarenergiebedarf (QP) von 55 % und

m  einen spezifischen Transmissionswarmeverlust (H'T) von 70 % der nach Anlage 1 des GEG
errechneten Werte fur das Referenzgebaude

nicht Uberschreiten.

Stufe 5 — IFB-Effizienzhaus-40 im Bestand
IFB-Effizienzhauser-40 dirfen
m  einen Jahres-Primarenergiebedarf (QP) von 40 % und

m  einen spezifischen Transmissionswarmeverlust (H'T) von 55 % der nach Anlage 1 des GEG
errechneten Werte fur das Referenzgebaude

nicht Uberschreiten.

Stufe 6 — IFB-Passivhaus im Bestand

IFB-Passivhauser dirfen

m  einen Jahres-Heizwarmebedarf (QH) von 15 kWh pro m? Energiebezugsflache und Jahr und
m  einen Jahres-Primarenergiebedarf (QP*) von 40 kWh pro m? Gebaudenutzflache AN und Jahr
nicht Uberschreiten.

Die Werte sind mit der jeweils aktuellen Version des PHPP zu ermitteln, dabei ist in Bezug auf die
internen Warmequellen mit Standardannahmen zu rechnen.
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Stufe 7 — IFB-Niedrigstenergie-Haus im Bestand

Hinweis zur Realisierbarkeit fiir energetische Standards mit Anrechnung selbst erzeugter, erneuer-
barer Energie:

Fir diese Gebaudestandards ist es unverzichtbar, bereits am Anfang des Planungsprozesses
sorgfaltig die Energieerzeugungspotenziale unter Beriicksichtigung der Ausrichtung, Verschattung
und insbesondere auch des Verhaltnisses der Wohnflache zur fir die Energieerzeugung nutzbaren
Hillflache (Dach und ggf. Fassade) zu prifen, da die Erzeugung einer ausreichenden Menge er-
neuerbarer Energie eine groRe technische Herausforderung darstellt.

Ein IFB-Niedrigstenergie-Haus ist dann nachgewiesen, wenn die Menge der selbst erzeugten er-
neuerbaren Energie pro Jahr groRer ist als 50 % des rechnerisch ermittelten jahrlichen Energiebe-
darfs fir Heizung, Liftungsanlage, Warmwasserbereitung, Haushalts- und Gemeinschaftsstrom.

Dieser Nachweis muss fir den Jahres-Primarenergiebedarf und fiir den Jahres-Endenergiebedarf
gefihrt werden.
Stufe 8 — Effizienzhaus-Plus im Bestand

Ein Effizienzhaus-Plus ist dann nachgewiesen, wenn die Menge der selbst erzeugten erneuerba-
ren Energie pro Jahr gréRer ist als der rechnerisch ermittelte jahrliche Energiebedarf fiir Heizung,
Luftungsanlage, Warmwasserbereitung, Haushalts- und Gemeinschaftsstrom.

Dieser Nachweis muss fir den Jahres-Primarenergiebedarf und fiir den Jahres-Endenergiebedarf
gefihrt werden.

Ausgangsstandard ist ein IFB-Effizienzhaus-40 oder ein IFB-Passivhaus.

Bei der Nachweisfiihrung ist fir den Haushaltsstrombedarf ein pauschaler Wert von
37 kWh/m?a WHl. anzusetzen. Alternativ kdnnen folgende Werte entsprechend der geplanten Haus-
haltsgrof3e pro Wohneinheit angesetzt werden:

1-Personen-Haushalt.................uuueiiiiiiiiiie e e e e e e e e e eeeeaees 1.200 kWh/a
2-Personen-HauShalt..............oooiiiiiiiecece e 2.100 kWh/a
3-Personen-HauShalt..............oooiiiiiiiecceeeee e 2.550 kWh/a
4-Personen-Haushalt................uuuuiiiiiiiiiiei e e e e e e e e e e e eeeeaees 3.000 kWh/a
B5-Personen-HauShalt..............oooiiiiiiiceeee e 3.550 kWh/a

m  Der netzeingespeiste Strom ist mit dem Primarenergiefaktor fir den Verdrangungsstrommix
zu bewerten.

m  Die Ertragsprognose fur die generierte erneuerbare elektrische Energie ist auf Grundlage der
DIN V 18599-9 zu berechnen.

Allgemeine Bilanzierungsregeln:

m  Als Bilanzierungsgrenze gilt die Grenze des Grundstiicks, auf dem das Gebaude errichtet
wird. Ausgenommen hiervon ist die Energieerzeugung aus Abwasserabwarme aus dem Siel-
netz auf 6ffentlichen Grund.

m  Fir die energetische Bilanzierung ist der Jahres-Primarenergiebedarf nach DIN V 18599 zu
ermitteln. § 20 Absatz 2 GEG ist nicht anzuwenden.

m  Fir die Stufe 2 und die Effizienzhausstufen 3-5 und 8 ist der Jahres-Primarenergiebedarf des
Referenzgebdudes (QP REF) ohne Anwendung der Berechnungsvorgabe in § 15 Absatz 1
GEG und somit ohne Multiplikation mit dem Faktor 0,55 zu ermitteln.

m  Bei dem Bilanzierungsnachweis darf bei Ermittlung der energetischen Kennwerte des Refe-
renzgebdudes (QP REF, H'T REF) sowie der Hochstwerte der mittleren Warmedurchgangs-
koeffizienten (U) fir bestehende Gebaude ein Zuschlag von 40 % nach § 50 Absatz 1 GEG
nicht angesetzt werden.
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4.1.1 Nachweis des energetischen Gebaudestandards

Zu Beginn der Modernisierungsplanung ist eine fachkundige Energieberatung iber die am betrof-
fenen Objekt sinnvollen MafRnahmen der Energieeinsparung einzuholen.

Im Rahmen der Energieberatung wird zunachst der aktuelle energetische Zustand des Gebaudes
erfasst. Auf dieser Grundlage wird die durch die vorgesehenen MaRnahmen erzielbare Energieein-
sparung berechnet, die fiir die Bemessung der Férderung ausschlaggebend ist. Mit dieser Leistung
muss eine von der IFB Hamburg autorisierte Hamburger Energieberaterin oder ein Energieberater
beauftragt werden, die oder der eine energetische Berechnung (Ausfiihrliche Berechnungsunter-
lagen) fur das geforderte Objekt erstellt.

Bei der Berechnung von IFB-Effizienzhdusern sind die von der KfW vorgegebenen Einzelheiten
zu beachten.

Fur ein Passivhaus im Bestand muss ein Nachweis nach PHPP durch einen entsprechend quali-
fizierte Planerin oder einen qualifizierten Planer erstellt werden.

Die IFB Hamburg bendtigt mit dem Antrag auf Bewilligung von Férdermitteln auch die ausfihrli-
chen Berechnungen zu den Energiebilanzen. Diese mussen die zur Férderung beantragte Moder-
nisierung abbilden und die Einhaltung der geforderten energetischen Eigenschaften belegen. Im
Fall von Anderungen bei der Ausfiihrung der MaRnahmen werden die entsprechend angepassten
Berechnungen vor Auszahlungsbeginn der Zuschisse erneut benétigt.

Die Ergebnisse aus dem Energieberatungsprozess werden einer neutralen Qualitatssicherung
unterzogen.

4.1.2 Qualitatssicherung Energie

Die Gewahrung von Fordermitteln setzt einen Nachweis Uber die Einhaltung der jeweiligen ener-
getischen Anforderungen voraus. Deshalb ist die Investorin bzw. der Investor verpflichtet, eine von
der IFB Hamburg autorisierte Qualitatssichernde oder einen Qualitatssichernden zu beauftragen,
der die Planungs- und Ausfiihrungsphase begleitet.

Die oder der Qualitatssichernde hat beratende und prifende Funktionen. Sie oder er prift die Er-
fassungsdaten, auf deren Basis der Ist-Zustand des Gebaudes vor der Modernisierung bilanziert
wird, ebenso wie die berechneten Energiespareffekte der zur Férderung vorgesehenen Moderni-
sierungsmafinahmen.

In der Bauphase begleitet und dokumentiert sie oder er die fachgerechte Ausfiihrung und testiert
gegeniber der Investorin oder dem Investor und der IFB Hamburg die Einhaltung der energeti-
schen Anforderungen aus dieser Forderrichtlinie.

Bei der Qualitatssicherung gilt das Vier-Augen-Prinzip. Aus diesem Grund kann die oder der autori-
sierte Qualitatssichernde nicht gleichzeitig mit Planungs- oder Werkleistungen fir das zu prifende
Objekt beauftragt sein. Zu diesen Leistungen zahlt auch die in dieser Forderrichtlinie beschriebene
Energieberatung.

Die Investorin bzw. der Investor beauftragt und vergutet die Leistungen der Qualitatssicherung
Energie. Zur Erlangung der Férderung ist dem Vertrag der Qualitatssicherung Energie-Leistungs-
katalog zugrunde zu legen. Dieser gliedert sich in die zur Gewahrung der Férderung erforderlichen
Stufen A, B und C. Weitergehende Leistungen durfen frei vereinbart werden.

Nahere Informationen zum vorgegebenen Verfahren der Qualitatssicherung Energie sind im Inter-
net unter www.ifbhh.de/qualitaetssicherung/qualitaetssicherung-energie/ zu finden. Dort ist auch
eine Ubersicht (iber die von der IFB Hamburg ermittelten ortsiiblichen Vergiitungen verfiigbar. Es
wird empfohlen, diese Vergltungen zu vereinbaren.

Die IFB Hamburg ist zur stichprobenartigen Uberprifung der Qualitatssicherung Energie berech-
tigt. Die IFB Hamburg und beauftragte Dritte sind berechtigt, Ortsbesichtigungen dazu durchzu-
flhren.
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4.2 Luftungsanlagen

In der Regel sind in IFB-geforderten Gebauden ventilatorgestitzte Liftungssysteme (im Folgen-
den ,Liftungsanlagen®) fur durchgehenden Betrieb vorzusehen, die bei vorgesehener Belegung
der Wohnung die Stufe ,Nennliftung“ nach DIN 1946-6 nutzerunabhangig gewahrleisten.

Hybride LUftungssysteme gelten i. S. d. Richtlinie als ventilatorgestiitztes Liftungssystem, wenn
sie die Stufe ,Nennliftung“ nach DIN 1946-6 durchgehend und nutzerunabhangig gewahrleisten.

Sollte aufgrund des Luftungskonzepts nach DIN 1946-6 kein ventilatorgestiitztes System erforderlich
sein, so ist ein DIN-gerechtes freies Liftungssystem vorzusehen. Kommt in diesen Systemen ein Ven-
tilator zum Einsatz, gelten die Anforderungen hinsichtlich Energieeffizienz, Hygiene und Schallschutz
wie bei zentralen Abluftsystemen.

Im geférderten Bestandsgebaude kdnnen Liftungsanlagen ohne Warmeriickgewinnung einge-
setzt werden; jedoch wird empfohlen, die Vorteile der Warmeriickgewinnung gegen den damit
verbundenen erhdhten Aufwand abzuwagen.

Anforderungen an nutzerunabhiangige, ventilatorgestiitzte Liiftungsanlagen:

= Alle Rdume einer Wohnung, die sich innerhalb der thermischen Gebaudehdille befinden, sind
in das Luftungskonzept einzubeziehen.

m  Die Luftungsanlagen sind fir durchgehenden Betrieb vorzusehen.

m  Fir alle anderen Raume innerhalb der thermischen Gebaudehiille sind unter bauphysikali-
schen und hygienischen Aspekten geeignete liiftungstechnische Malknahmen zu ergreifen.

= Je Wohnung ist mindestens ein Frischluftbedarf von 30 m® pro Stunde und Person zu berick-
sichtigen.

m  Fir Treppenrdaume ist ein Luftwechsel zwischen 0,15/h und 0,25/h sicherzustellen. Erfolgt in
diesen Raumen keine Warmeriickgewinnung aus der Abluft, so ist dies in der Gebaudeener-
giebilanz, die fir die Forderung herangezogen wird, entsprechend zu bericksichtigen. Um
UbermaRige Luftungswarmeverluste zu vermeiden, wird empfohlen Fenster ohne Kippfunktion
einzubauen.

= Ventilatorgestitzte Liftungsanlagen fir einzelne Raume oder Wohnungen missen raum-
oder wohnungsweise regelbar sein. Die Regelung des Luftvolumenstroms kann alternativ er-
folgen, entweder:

— bedarfsgefiihrt, im Bereich zwischen den Betriebsstufen ,Feuchteschutzliftung und
.-Nennliftung® nach DIN 1946-6, anhand mindestens einer geeigneten, unabhangig vom
Benutzer wirkenden Fihrungsgréfe (z.B. CO,-Gehalt der Raumluft, Raumluftfeuchte)
oder

— manuell, mindestens zwischen den Betriebsstufen ,Reduzierte Liftung“ und ,Nennlif-
tung“ nach DIN 1946-6

= Bei Liftungsanlagen mit Warmerlickgewinnung muss der Warmebereitstellungsgrad nWBG
mind. 80 % betragen.

m  Bei zentralen, dezentralen oder raumweisen Anlagen mit Warmeubertrager und Volumen-
strom kleiner als 1000 m3/Stunde darf in der Betriebsstufe ,Nennliftung” die spezifische elek-
trische Leistungsaufnahme Pel,Vent nicht héher als 0,40 Wh/m? sein, ist der Volumenstrom
gréRer als 1000 m?*/Stunde darf Pel,Vent nicht hdher als 0,50 Wh/m? sein.

m  Gleichzeitig muss der spezifische Energieverbrauch der Liftungsgerate in der Betriebsstufe
»-Nennliftung® nach EU-Verordnung 1253/2014 und 1254/2014 SEV < -30 kWh/m?a betragen.
Dies gilt nicht fur Luftungsgerate, fur die die vorher genannte EU-Verordnung nicht gliltig ist
(kleine Luftungsgerate mit einem einzigen Ventilator und einer elektrischen Eingangsleistung
von weniger als 30 W/Luftstrom).
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= Bedarfsgeregelte zentrale Abluftsysteme, die Feuchte-, CO,- oder Mischgas-gefiihrt sind, dir-
fen eine spezifische elektrische Leistungsaufnahme der Ventilatoren von Pel,Vent < 0,20 Wh/
m? nicht Uberschreiten.

m  Liftungsanlagen — mit Ausnahme von reinen Abluftanlagen — mussen in ihrer Ausfiihrung
die erforderlichen Eigenschaften fiir die Kennzeichnung H (Hygiene) sowie die erhéhten An-
forderungen an den Schallschutz nach DIN 4109-Teil 5 erflllen. Reine Abluftanlagen miissen
in ihrer Ausfihrung die erhéhten Anforderungen an den Schallschutz nach DIN 4109-Teil 5
erflllen und es ist mindestens in der Kiichenabluft ein Filter vorzusehen.

= Wird ein Luftungskonzept gewahlt, bei dem die zuriickgewonnene Warme nicht auf die Zuluft
Ubertragen wird, muss sie stattdessen in vollem Umfang zur Deckung des Warmebedarfs fir
Heizung und Warmwasserbereitung der Wohnungen genutzt werden.

= AuRenwanddurchlasse missen mit Sturmsicherungen ausgestattet sein.

m Im Zuge dieser Modernisierung oder nachfolgend ist der Einbau von Dunstabzugshauben
sowie Waschetrocknern mit Abluftfihrung in den Auf3enbereich nicht zulassig.

= Ein Nachweis der Vollstandigkeit, Funktion und Einregulierung der Luftmengen gemafR An-
hang D der DIN 1946-6 ist in jedem Fall zu vereinbaren.

4.3 Luftdichtheit

= Bei allen MalRnahmen ist auf eine moéglichst wind- und luftdichte Ausfihrung der gesamten
AuRenhille zu achten. Der Nachweis der luftdichten Ausfihrung ist Uber eine Luftdichtheits-
messung zu erbringen. Das Gebaude darf nach Abschluss der Modernisierung bei einem
Differenzdruck von 50 Pascal (n50-Wert) einen 3,0-fachen Luftwechsel nicht iberschreiten.
Diese Anforderung gilt ebenfalls bei Dachgeschossausbau und Aufstockung.

= Wird im Rahmen der geférderten Modernisierung eine Liftungsanlage mit oder ohne Warme-
rickgewinnung eingebaut, die durchgehend die Stufe ,Nennliiftung“ nach DIN 19466 ermdg-
licht, darf das Gebaude nach Abschluss der Modernisierung bei einem Differenzdruck von
50 Pascal (n50-Wert) einen 1,5-fachen Luftwechsel nicht Uberschreiten.

= bei Gebauden mit Holzbalkendecken, die in massive AuRenwande einbinden, darf ein 3,0-fa-
cher Luftwechsel nicht Giberschritten werden. In diesem Fall ist bei Ansatz einer Liftungsanlage
mit Warmeruckgewinnung der Warmebereitstellungsgrad in Abhangigkeit von der erreichten
Luftdichtheit gemaf Anlage 1 ,Infoblatt - Liste der technischen FAQ® der KfW zu reduzieren.

m  Ein gefordertes IFB-Passivhaus bzw. IFB-Effizienzhaus-40 im Bestand darf einen 0,6-fachen
Luftwechsel nicht Gberschreiten.

= Fdr den Nachweis der geforderten Luftdichtheit ist durch die Investorin oder den Investor eine
messtechnische Priifung der Aul3enbauteile nach DIN EN 13829 zu beauftragen.

m  Liftungs- und Rauchabzugséffnungen in Aufzugsschachten sind zur Begrenzung des Ener-
gieverlusts mit Klappen zu versehen, die eine bedarfsgesteuerte Offnung ermdglichen.

Zur Durchfiihrung der messtechnischen Priifung sind Priferinnen oder Prifer der Gebaude-Luft-
dichtheit im Sinne des GEG, zertifiziert vom Fachverband Luftdichtheit im Bauwesen e.V. (FLiB,

https://flib.de/), berechtigt.

4.4 Warmepumpen

Fir Warmepumpen (nach DIN V 4701-10), die in IFB-geforderte Gebaude eingebaut werden, gel-
ten folgende Anforderungen an die Energieeffizienz:

m  Bei Sole-/Wasser- und Wasser-/Wasser-Warmepumpen ist eine Jahresarbeitszahl von min-
destens 3,8 nachzuweisen.
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Bei Luft-/Wasser-Warmepumpen ist eine Jahresarbeitszahl von mindestens 3,5 nachzuwei-
sen.

Bei gasmotorisch angetriebenen Warmepumpen ist eine Jahresarbeitszahl von mindestens
1,3 nachzuweisen.

Bei Luft-/Luft-Warmelbertrager und Abluftwarmepumpe sowie Luft-/Luft-/\Wasser-Warme-
pumpe ohne Luft-/Luft-Warmedbertrager — jeweils in Kompaktgeraten — ist eine Jahresarbeits-
zahl von mindestens 3,5 nachzuweisen.

Bei kombinierter Heizung und Warmwasserbereitung verringert sich die Anforderung an die
Jahresarbeitszahl von Warmepumpen um den Wert 0,2.

Die Jahresarbeitszahl ist nach der dann geltenden Fassung der VDI 4650 unter Berlcksich-
tigung der Jahresarbeitszahlen fiir Raumwarme und Warmwasser zu bestimmen. Sie ent-
spricht der Gesamt-Jahresarbeitszahl der VDI 4650.

Die Umwalzpumpen der Warmepumpen mussen die Effizienzanforderung der Effizienzklasse
A erflllen.

Der fir die Berechnung der Jahresarbeitszahl benétigte COP-Wert ist mit einem Priifzertifikat
eines unabhangigen Prifinstituts nachzuweisen. Der Nachweis des Warmepumpen-Giitesie-
gels EHPA (European Quality Label for Heat Pumps) wird als gleichwertiger Nachweis an-
erkannt.

Der COP-Wert elektrisch betriebener Warmepumpen (und der Energiewirkungsgrad bei re-
versiblen Warmepumpen) sowie die Jahresheizzahl bei Gasmotor- oder Gasabsorptions-War-
mepumpen missen die Mindestwerte gemaf dem europaischen Umweltzeichen ,Euroblume*
einhalten. Diese Voraussetzung gilt auch dann als erfillt, wenn die Warmepumpe ab dem
01.01.2011 mit dem Warmepumpen-Gitesiegel des EHPA ausgezeichnet wurde.

4.5 Heizung/Warmwasser

Bei Erneuerung der Heizungsanlage im Rahmen der geférderten Modernisierung sind Ol-Hei-
zungen ausgeschlossen.

Die Installation elektrischer Heizungsanlagen mit Ausnahme von Warmepumpen ist ausge-
schlossen. Die Anrechnung von Handtuchheizkdrpern mit elektrischer Betriebsoption bei der
Deckung der Heizlast ist nicht zulassig.

Ein hydraulischer Abgleich (nach VdZ-Verfahren B) ist immer erforderlich. Dies gilt nicht bei
Einzelantragen im Férdermodul Modernisierung und Nachristung von Gebauden mit Aufztigen.

Bei fernwarmeversorgten Gebauden ist nach Durchfiihrung von Warmedammmalinahmen
der Heizbedarf des Gebaudes neu zu ermitteln und der Heizwasserdurchfluss (HWD) seitens
des Versorgungsunternehmens entsprechend zu reduzieren.

Elektrische Nachtspeicherheizungen muissen im Zuge jeder nach dieser Richtlinie geférderten
Modernisierung durch ein forderfahiges Heizungssystem ersetzt werden.

4.6 Anforderungen an Baustoffe

Bei der Bauausfiihrung sind Materialien zu verwenden, die hinsichtlich ihrer Gewinnung, Verarbei-
tung, Funktion und Entsorgung eine hohe Umweltfreundlichkeit aufweisen.

Nicht verwendet werden diirfen:

Holzfenster oder -tiiren, sofern sie nicht nachweislich das Siegel des Program for the Endor-
sement of Forest Certification Schemes (PEFC) oder des Forest Stewardship Council (FSC)
tragen oder die firr das jeweilige Herkunftsland geltenden Kriterien des FSC oder PEFC ein-
zeln erfillen (Einzelnachweis).
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m  Baustoffe, die halogenhaltige Treibmittel enthalten.

m  Baustoffe, bei denen Isocyanate freigesetzt werden und wahrend dieses Zeitraumes fir Be-
wohner bzw. Nutzer eine gesundheitsgefahrdende Belastung der Atemluft nicht ausgeschlos-
sen werden kann.

m  Biozide (nach Definition der Biozidprodukte-Verordnung BPV (EU) Nr. 528/2012) in Putzen
und Beschichtungen von Warmedammverbundsystemen (WDVS). Mittel zur Topfkonservie-
rung sind entsprechend der Anhang C zur Vergabegrundlage RAL-UZ 140 zulassig.

m  Harnstoff-Formaldehyd-Ortsschdume (UF-Schaume).

m  Farben und Lacke ohne Giitezeichen ,Blauer Engel“ oder natureplus-Siegel.

Zusatzliche Anforderungen an Baustoffe in Innenraumen:

m  Zugelassen sind nur emissionsarme Baustoffe, die den Anforderungen des Ausschusses zur
gesundheitlichen Bewertung von Bauprodukten (AgBB) entsprechen.

m  Zugelassen sind nur Bodenbelage, Kleber und andere Verlegestoffe, die den Grenzwert fiir
Phthalat nach RAL-UZ 120 bzw. 113 einhalten.

= Nicht zugelassen sind Dammstoffe, welche den Emissionswert fiir Formaldehydbelastung
nach RAL-UZ 132 Uberschreiten.

4.7 Qualitatssicherung Holzbau

Die Gewahrung von Fordermitteln bei der Holzbauférderung setzt die Durchfihrung einer Quali-
tatssicherung Holzbau voraus.

Die Investorin oder der Investor ist verpflichtet, eine oder einen zu diesem Zweck autorisierte Qua-
litatssichernde oder autorisierten Qualitatssichernden zu beauftragen, den Planungs- und Bau-
prozess zu begleiten.

Informationen hierzu und zum vorgegebenen Verfahren der Qualitatssicherung Holzbau sind unter
www.holzbau-netzwerk-nord.de/gs zusammengefasst. Dort finden Sie auch die Liste der autori-
sierten Qualitatssichernden sowie eine Empfehlung zur ortsublichen Vergitung.

Die in der Anlage ,Nicht forderfahige Holzbaudetails* (https://holzbau-netzwerk-nord.de/gs/nicht-
foerderfaehige-holzbaudetails) beschriebenen Details entsprechen nicht dem Stand der Technik.
Gebaude oder Gebaudeteile in Holzbauweise mit den beschriebenen Details sind daher nicht for-
derfahig.

Die IFB Hamburg, die BSW und von diesen beauftragte Dritte sind berechtigt, Ortsbesichtigungen
und stichprobenartige Uberprifungen zur Qualitatssicherung Holzbau vorzunehmen.

Bei der Qualitatssicherung gilt das Vier-Augen-Prinzip, daher darf die oder der autorisierte Quali-
tatssichernde nicht gleichzeitig mit Planungs- oder Werksleistungen fir das zu priifende Objekt be-
auftragt sein. Zu diesen Leistungen zahlen auch das Erstellen der Bauvorlagen und das Aufstellen
der bautechnischen Nachweise.

Zur Erlangung der Foérderung ist dem Vertrag der Qualitatssicherung Holzbau Leistungskatalog
zugrunde zu legen. Dieser gliedert sich in die drei fur die Gewahrung der Férderung zwingend
erforderlichen Stufen I, 1l und Ill. Weitergehende Leistungen zur Qualitatssicherung dirfen frei
vereinbart werden.

Zur Bewilligung der Férderung bzw. fiir die Zustimmung zum vorzeitigen MalRnahmenbeginn muss
die Stufe | positiv abgeschlossen sein. Fiir die Auszahlung der ersten Darlehnsrate muss die Stufe
Il positiv abgeschlossen sein. Fir die Auszahlung des Zuschusses muss die Stufe Il positiv ab-
geschlossen sein.
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4.8 Anforderungen an Holzprodukte bei Holzbauférderung

Herkunft des Holzes

Das eingesetzte Holz muss aus nachhaltiger Forstwirtschaft stammen. Alle als Bestandteil der
Leistung verwendeten/verarbeiteten Holzprodukte sowie Holzfertigbauteile missen nach FSC
oder PEFC zertifiziert sein. Der Nachweis erfolgt Gber eine IFB-Fachunternehmererklarung auf
dem Formblatt ,Herkunft Holzprodukte®.

m  Darin aufgefihrt sein missen die Zertifizierungsnummern der Hersteller/Verarbeiter der ein-
gesetzten Holzprodukte oder die der Holzfertigbauteile.

m  Hat das Fachunternehmen nicht selbst eine FSC- oder PEFC-Produktkettenzertifizierung,
kann es den Nachweis Uber eine Zertifizierung der Holzprodukte erbringen durch:

(a) einen von einem akkreditierten Zertifizierungsdienstanbieter erstellten Einzelnachweis mit
individuellen Dokumentationsdaten

— fir PEFC https://www.pefc.de/unternehmen/zertifizierungsstellen/

— fir FSC https://www.fsc-deutschland.de/verarbeitung-handel/produktkettenzertifizie-
rung/zertifizierungsstellen/

(b) eine Person von der Liste ,Offentlich bestellte und vereidigte Sachverstéandige des Tisch-
lerhandwerks’, die nicht — auch nicht tUber Dritte — mit der Planung oder Durchfiihrung der
zu férdernden Maflnahme betraut sein dirfen.

https://www.tischler-nord.de/fileadmin/lv_nord/file/service/Sachverstaendige fuer Einzel-
nachweis 11-2022.pdf

4.9 Besondere Anforderungen bei Dachgeschossausbau und Aufstockung

4.9.1 WohnungsgroBen fiir einen Haushalt in einer Wohnung

Die Wohnungsgrofien missen innerhalb der folgenden Flachenkorridore liegen:

HaushaltsgroBe/Zahl der Personen forderfahige Wfl.

1 von 30 m? bis 50 m?

2 von 50 m? bis 60 m?

3 von 65 m? bis 75 m?

4 von 75 m? bis 90 m?

5 von 90 m? bis 110 m?
6 von 110 m? bis 125 m?

Eine Uberschreitung der Wohnflache innerhalb einzelner Wohnungen ist zuléssig, wenn die zu-
Iassige Wohnflache aller Wohnungen einer Haushaltsgré3e in der Summe nicht tiberschritten wird.

Die Uberschreitung der jeweiligen maximal zulassigen Wohnflache ist auf 10 % je Wohnung be-
schrankt.
Ausnahmen bei WohnungsgroRen

Ausnahmen sind aus stadtebaulichen, portfoliobezogenen oder baulich-konstruktiven Griinden im
Einzelfall moglich.
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4.9.2 Grundrissanforderungen

Folgende Anforderungen missen bei der Grundrissgestaltung erfillt werden: Die 3 Funktionen
Wohnen, Schlafen und Kochen diirfen nicht alle in einem Raum zusammengefasst werden. Ge-
setzliche Bestimmungen wie das Bauordnungsrecht gelten hiervon unabhangig und werden nicht
dargestellt.

Ausnahmen bei Grundrissanforderungen

Wohnraume

= Mindestmale fiir einen gemeinsamen Wohnraum (Wohnzimmer):
Breite 3,20 m, ab 3 Personen 3,50 m

Schlafraume

m  Mindestmale fiir 1 Person: Flache 10 m?/ halbe Zimmer 8 m?

m  Mindestmale fiir 2 Personen: Flache 12,50 m2

Kinderzimmer

m  Mindestmale fiir 1 Person: Flache 10 m?2/ halbe Zimmer 8 m?

= Ab 5 Personen sind Kinderzimmer auch als Doppelzimmer mit mind. 16 m? zulassig.

Kiichen

m  Mindestmale fiir 1 Person: Flache 4,50 m?
m  Mindestmale ab 2 Personen:
— Flache 6 m?

— Kuichen missen natirlich belichtet sein.

Ausnahmen sind aus konzeptionellen, stadtebaulichen oder baulich-konstruktiven Griinden innen-
halb der férderfahigen Wohnflachen im Einzelfall méglich.

34 MODERNISIERUNG VON MIETWOHNUNGEN (C) 2. Férderweg m Hamburgische Investitions- und Férderbank m Gliltig ab 31. Januar 2024



I FB | Hamburgische

Investitions- und

HAMBURG | Forderbank Stand 1. August 2024



	Übersicht über die Förderung
	1. Was ist das Ziel der Förderung?
	2. Wer kann Anträge stellen?
	3. Welche Maßnahmen werden wie gefördert?
	3.1 Grundmodule
	3.2  Ergänzungsmodule
	3.3 Kombination mit anderen Förderprogrammen
	3.4 Förderung im Überblick

	4. Wie sind die Förderkonditionen?
	4.1 Auszahlung der Zuschüsse (Option 1)
	4.2 Auszahlung Darlehen und Zuschüsse (Option 2)
	4.3 Verwaltungsgebühr
	4.4 Kombination mit BAFA bzw. KfW-Fördermitteln (BEG)

	5. Welche Bindungen entstehen?
	5.1 Belegungsbindungen
	5.2 Mietpreisbindungen
	5.3 Weitere Regelungen

	6. Welche allgemeinen Anforderungen gelten?
	6.1 Anforderungen an die Investorin oder den Investor
	6.2 Anforderungen an das Bauvorhaben und das Grundstück
	6.3 Allgemeine Bedingungen
	6.4 Mieterzustimmung

	7. Welche Rechtsgrundlage gilt?
	8. Wo kann man die Förderung beantragen?
	1. Wie ist das Verfahren?
	1.1 Voraussetzungen für die Antragstellung
	1.2 Antragstellung
	1.3 Bewilligung
	1.4 Förderzusage/Bewilligungsbescheid
	1.5 Baubeginn, Abschlussmeldung und Schlussabrechnung


	2. Welche Modernisierungsmaßnahmen werden gefördert?
	2.1 Energiesparmaßnahmen: Reduzierung der Wärmeverluste
	2.2 �Energiesparmaßnahmen: 
Optimierung der technischen Gebäudeausrüstung
	2.3 Dachgeschossausbau und Aufstockung
	2.4 �Ausstattungsverbesserungen in den Wohnungen
Grundrissveränderung
	2.5 Verbesserung der sozialen Infrastruktur, der Sicherheit und des Wohnumfelds
	2.6 Förderfähige Instandsetzungsmaßnahmen

	3. Welche baulichen Anforderungen müssen erfüllt werden?
	4. Welche technischen Anforderungen müssen erfüllt werden?
	4.1 Energetischer Gebäudestandard
	4.2 Lüftungsanlagen
	4.3 Luftdichtheit
	4.4 Wärmepumpen
	4.5 Heizung/Warmwasser
	4.6 Anforderungen an Baustoffe
	4.7 Qualitätssicherung Holzbau 
	4.8 Anforderungen an Holzprodukte bei Holzbauförderung
	4.9 Besondere Anforderungen bei Dachgeschossausbau und Aufstockung




